
Klimawandel:
Interreligiöses Forum in
Jerusalem
In Jerusalem hat sich eine neue Initiative von

Vertretern der drei monotheistischen Reli-

gionen gegründet mit dem Ziel, die zentrale

Rolle ins Bewusstsein zu heben, die die

Religion in Umweltfragen spielen kann. Das

Interfaith Center for Sustainable Develop-

ment, gegründet von Rabbi Yonatan Neril,

hat Mitte Juli zu einer ersten öffentlichen

Veranstaltung, dem Interfaith Climate Chan-

ge Forum eingeladen.

Neben dem Weihbischof des Lateinischen

Patriarchats von Jerusalem, William Shomali,

und Rabbiner David Rosen, Direktor des

American Jewish Committee, sprach auch

der stellvertretende Minister für religiöse An-

gelegenheiten der Palästinensischen Autorität

(PA), Haj Salah Zuheika. Vertreter der Reli-

gionen seien bislang, so Rosen, von den

säkularen Initiativen zum Umweltschutz als

natürliche Bündnispartner oft übersehen

worden, obwohl doch das Bewusstsein dafür,

dass die Schöpfung Werk Gottes sei, zu

deren natürlicher Wertschätzung durch den

glaubenden Menschen führen sollte.

Erst im Frühsommer 2011 hat der Rat der

Religiösen Institutionen des Heiligen Landes

(Council of the Religious Institutions of the

Holy Land) in einer Erklärung zum Klima-

wandel (Holy Land Declaration on Climate

Change) die AnhängerInnen aller religiösen

Gemeinschaften im Heiligen Land zur Re-

duktion der Emission von Treibhausgasen

aufgefordert. Minister Zuheika wies darauf

hin, dass es im Lande weniger an klaren

Worten, als an Taten zu deren Umsetzung an

der jeweiligen Basis fehle.

www.interfaithsustain.com.

Treibhausgasreduktion:
Afrikas Religionsführer fordern
Taten
Auf einer Versammlung in Nairobi haben

christliche und muslimische Religionsführer

aus ganz Afrika verbindliche Ziele zur Ab-

senkung des Verbrauchs fossiler Brennstoffe

und der Reduktion der Treibhausgase gefor-

dert. Unter der Schirmherrschaft der All

African Conference of Churches (AACC) und

des Programms Christian-Muslim Relations

in Africa (PROCMURA), trafen sie sich auf

Einladung des United Nations Environmen-
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Der Generalsekretär des OeRK und der Vorsitzende des OeRK-Zentralausschusses über-
reichen über 7000 Seiten umfassende Informationen über Folter und andere Men-
schenrechtsverletzungen während der brasilianischen Militärdiktatur an den General-
staatsanwalt. Die Übergabe fand am 14. Juni 2011 im Gebäude der  Staatsanwaltschaft
in São Paulo statt. In der brasilianischen Öffentlichkeit wurde eine Diskussion über die
Einsetzung einer Wahrheitskommission über die Gräuel in der Zeit der Militärdiktatur
angestoßen (vgl. Bericht auf Seite 5).
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tal Programme Anfang Juni 2011 im Vereinte

Nationen-Zentrum der kenianischen Haupt-

stadt Nairobi zur Vorbereitung der nächsten

Konferenz im Rahmen der UN-Klima-

konferenz in Durban im November 2011. An

die Politiker des Kontinents gerichtet heißt

es: „Wir fordern Euch auf, den Mythos auf-

zugeben, die Reduktion von Emissionen sei

zu teuer, wo sie doch auf lange Sicht billiger

ist, als heute nichts zu tun. … Der Fortschritt

in den Verhandlungen steht in keinem ange-

messenen Verhältnis zu der Größe der Krise.

Es scheint, als gebe es eine gegenseitige

Blockade von Politik und Wirtschaft. Um sie

zu durchbrechen, braucht es ein neues

Denken.“ „Nicht die Ressourcen sind be-

grenzt … Gott hat genug für die mensch-

lichen Bedürfnisse geschaffen, nicht genug

allerdings für die menschliche Habgier“, so

Pfr. Johnson Mbillah, der geschäftsführende

Direktor von PROCMURA.

Südsudan:
Unabhängigkeit und neue
Probleme
Die Religionsgemeinschaften im neuen Staat

Südsudan stehen vor großen Herausforde-

rungen und tragen eine hohe Verantwor-

tung, Frieden und Versöhnung in ihrem

Land Wirklichkeit werden zu lassen, so Tom

Andrews, der Präsident des Genocide Inter-

vention Network/Save Darfur Coalition

(GIN/SDC). Auch nach der friedlichen

Trennung des Südsudan ist die Gefahr eines

gewaltsamen Konflikts mit dem Norden

nicht gebannt; die internationale Gemein-

schaft wird sich für den neuen Staat kräftig

engagieren müssen. Es seien nicht zuletzt die

US-amerikanischen Religionsgemeinschaften

gewesen, die mit Forderungen an die eigene

Regierung wesentlich dazu beigetragen hät-

ten, dass die US-Regierung selbst Druck auf-

gebaut habe, der zum Friedensschluss, dem

CPA (Comprehensive Peace Agreement), im

Sudan geführt, und damit 21 Jahre Bürger-

krieg beendet habe, so Andrews. Schon jetzt

sind die ungeklärten Grenzverläufe und die

über 200 000 Flüchtlinge, die 2011 ihre Hei-

mat verlassen mussten, Quellen der Un-

sicherheit und könnten die Entstehung

weiterer gewaltsamer Auseinandersetzungen

provozieren.

Olav Fykse Tveit, Generalsekretär des

OeRK erinnerte in einem Gratulationsbrief

an den südsudanesischen Präsidenten Gene-

ral Salva Kiir Mayardit, dass „der OeRK,

unser ökumenischer Partner, der Sudane-

sische Kirchenrat, und die beiden OeRK-

Mitgliedskirchen im Land die Menschen im

Sudan in ihrem langen Ringen begleitet

haben. Vor 40 Jahren vermittelte der OeRK

zusammen mit der Gesamtafrikanischen Kir-

chenkonferenz zwischen den zwei Parteien

(im Sudan) und ermöglichte das 1972 in

Addis Abeba geschlossene Friedensabkom-

men“.

Unter den zahlreichen Problemen des

neuen Staates ragt die schlechte Bildungs-

Bischof Coutts die Entscheidung. Von den

etwa 185 Millionen Bürgerinnen und Bür-

gern bekennen sich etwa drei Millionen

Gläubige zum Christentum, daneben gibt es

auch Hindus und Ahmadis.

Australien:
Ureinwohner fordern soziale
Gerechtigkeit
Das Verhältnis der australischen Gesellschaft

zu den Ureinwohnern des Kontinents bleibt

weiter gespannt. Trotz jahrzehntelanger Be-

mühungen und offizieller Entschuldigung

der Regierung für das Versagen in der Ver-

gangenheit liegt die Lebenserwartung der

Angehörigen der Urvölker noch immer 17

Jahre unter dem Landesdurchschnitt, und

sind nur 48 % ihrer arbeitsfähigen Bevölke-

rung beschäftigt, im Unterschied zu 72 % im

Landesdurchschnitt. Christliche Führungs-

persönlichkeiten aus der australischen Urbe-

völkerung wiesen auf diese Umstände anläss-

lich der landesweiten Woche für die Achtung

der Ureinwohner hin, die jährlich Anfang Juli

begangen wird.

Graeme Mundine, Vertreter des Büros für

die Angelegenheiten der Ureinwohner bei

der Katholischen Erzdiözese Sydney und

Mitglied des Volkes der Bundjalung, wies

darüber hinaus darauf hin, dass die Sorge um

die Ureinwohner zunehmend von anderen

Herausforderungen nach sozialer Gerechtig-

keit verdrängt werde, wie etwa dem Umgang

mit den Flüchtlingen, die nach Australien

kämen. Die Kirchen würden den Tag des

Flüchtlings begehen, aber die Flüchtlings-

frage sei nicht Australiens größte Heraus-

forderung, sondern die Versöhnung. Die

Beziehung zwischen den Ureinwohnern und

den nicht aus diesem Kontinent stammenden

Völkern, „ist nie wirklich in Ordnung ge-

kommen“, so Mundine.

Menschenrechte:
Regierungen bringen Aktivisten
zum Schweigen
Nach Angaben der ACT-Allianz nimmt glo-

bal der Druck auf Menschenrechtsorgani-

sationen zu. Die „ACT Alliance“ ist das 2010

entstandene, weltweit größte kirchliche

Netzwerk für Humanitäre Hilfe und Ent-

wicklungszusammenarbeit. ACT steht für

„Action by Churches Together“ und bedeu-

tet „Kirchen helfen gemeinsam“.

In einem Bericht der Organisation heißt es

dazu, in einer wachsenden Zahl von Ländern

werde der Kampf um soziale Rechte zu

einem kriminellen Delikt. Die Reihe der

Länder mit problematischer Entwicklung rei-

che von Brasilien, Indien, Indonesien, Peru

und Malawi bis nach Kolumbien, Honduras,

Paraguay und Simbabwe, so ACT. Mitar-

beiter vor Ort, die sich für Menschenrechte

und das Überleben einsetzten, seien betrof-

fen. Regierungen müssten aufhören, die Zi-

vilgesellschaft als eine Bedrohung zu sehen,

so die ACT-Vertreterin Suvi Virkkunen. Der

situation hervor. Mehr als zwei Millionen

junge Sudanesen haben bis jetzt keine Schule

besucht.

Der südsudanesische Bildungsminister

Hussein drängt die eigene Regierung, min-

destens 20% des nationalen Haushalts für

sein Ressort zur Verfügung zu stellen. Wie er

ankündigte, sollen 6000 Grundschulen und

3000 weiterführende Schulen eröffnet wer-

den.

In manchen Gegenden kämen auf einen

Lehrer 120 Schüler, kritisierte der Minister.

Jeweils fünf Kinder müssten sich ein Schul-

buch teilen. In einer solchen Situation könne

niemand lernen. Das Bildungsministerium

will dadurch Abhilfe schaffen, dass neue

Lehrer angeworben und weitergebildet wer-

den. Hussein hofft nun, dass Landsleute, die

einst ins Ausland gingen und dort studierten,

mit ihren Erfahrungen zurückkehren wer-

den. Außerdem versucht die Regierung in

Juba mit Unterstützung Kenias, einen Teil

der über 70 000 arbeitslosen kenianischen

Lehrer im Südsudan einzusetzen.

Pakistan:
Rückschlag für Christen

Der Präsident der pakistanischen katholi-

schen Bischofskonferenz, Joseph Coutts,

sieht die Interessenvertretung von Christen

in Pakistan in Gefahr. Der neu ernannte

Minister für nationale Harmonie, Akram

Masih Gill, gehört im Unterschied zu dessen

Vorgänger nicht mehr dem Kabinett an, was

eine Abwertung von Christen und religiösen

Minderheiten darstelle, sagte dazu der

Bischof von Faisalabad. Darüber hinaus rich-

te der neue Minister den Blick nicht auf die

dringlichen Belange religiöser Minderheiten,

sondern auf allgemeinere soziale Fragen,

bedauerte Bischof Coutts weiter. Auch Pfr.

Maqsood Kamil, der Sprecher der Presby-

terian Church of Pakistan (PCP) nannte die

Entscheidung der Regierung vom 28. Juni

2011, sieben Bundesministerien unter die

Oberhoheit der Regionalregierungen zu stel-

len, enttäuschend, auch wenn dies in Über-

einstimmung mit dem im April verabschiede-

ten 18. Zusatzartikel der pakistanischen Ver-

fassung geschehe. Pakistan ist in fünf Provin-

zen mit begrenzter Autonomie gegliedert.

Die Anliegen der Minderheiten sollen künf-

tig im Wesentlichen auf Provinzebene gere-

gelt werden.

Gill folgt dem Anfang März 2011 wegen

seines Einsatzes gegen das Blasphemiegesetz

ermordeten Katholiken und Minister Shah-

baz Bhatti im Amt nach, das erst 2008 ge-

schaffen worden war. Nach dessen Tod war

das Amt des für Minderheiten zuständigen

Ministers umbenannt und das dazugehörige

Ministerium dezentralisiert worden. Der

Bruder des Ermordeten, Paul Bhatti, wurde

zum Berater des pakistanischen Premiermi-

nisters in Minderheitenfragen ernannt. Auch

diese Ernennung könne den Verlust eines

Kabinettsmitgliedes als Fürsprecher der

Christen nicht kompensieren, kommentierte
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vollständige Bericht „Shrinking Political

Spaces“ kann von der Website der ACT

Alliance abgerufen werden: 

www.actalliance.org

Indien:
Christliche Dalits doppelt 
diskriminiert
Die indische katholische Bischofskonferenz

hatte für den 25.–27. Juli zu einem Hunger-

streik aufgerufen, um damit für die Gleich-

stellung der Dalits zu demonstrieren. Die

Aktion führten die Bischöfe in Zusam-

menarbeit mit dem Nationalen Kirchenrat

(NCCI) und den Organisationen der christ-

lichen Dalits (National Coordination Com-

mittee for Dalit Christians und des National

Council of Dalit Christians) durch. Am 28.

Juli gab es zudem einen Protestmarsch zum

indischen Bundesparlament, an dem mehr als

10 000 Menschen teilnahmen, darunter fast

50 Bischöfe verschiedener Konfessionen.

„Dieser Streik ist der Ausdruck eines Hun-

gers nach Gerechtigkeit, eines Hungers nach

Gleichberechtigung, eines Hungers nach

menschlicher Würde für die christlichen Da-

lits“, sagte Pfr. Roger Gaikwad, der General-

sekretär des NCCI.

Der Einsatz zur rechtlichen Gleichstellung

und Gleichbehandlung der christlichen aber

auch der muslimischen Dalit reicht lange zu-

rück. 1950 beschloss das indische Parlament

den Artikel 3 der Verfassung über die sog.

Kastenlosen. Das Gesetz sieht wirtschaftli-

che, schulische und soziale Erleichterungen

ausschließlich für hinduistische Dalit vor.

Kesuma Saddak, MISEREOR-Länderreferen-

tin für Indien, spricht von einer „doppelten

Diskriminierung“ der christlichen und mus-

limischen Dalits. Sie würden nicht nur als

Dalits, sondern auch wegen ihrer Religions-

zugehörigkeit benachteiligt: „Denn hindui-

stische Dalits profitieren von der staatlichen

Quotenregelung, die ihnen einen bestimm-

ten Anteil an Arbeitsplätzen in staatlichen

Einrichtungen, den Zugang zu staatlichen

Schulen und weiteren Hilfs- und Förderan-

geboten garantieren. Dagegen sind christli-

che und muslimische Dalits von diesen Privi-

legien ausgeschlossen.“ Vertreter der christli-

chen Dalits hatten bei der indischen Regie-

rung bereits vor einigen Jahren eine Petition

eingereicht, um ebenso wie die Hindus von

dieser Quote profitieren zu können. Eine

Entscheidung steht jedoch weiter aus.

1956 war dieser spezielle Status auf die

Buddhisten, 1990 auch auf die Sikhs ausge-

weitet worden, Christen und Moslems unter

den Dalits sind bis heute nicht anerkannt.

Trotz einer gewissen Bereitschaft der indi-

schen Kongresspartei, das geltende Gesetz

zu überprüfen, bestehen nur geringe Aus-

sichten auf Erfolg. Insgesamt gehören etwa

160 Millionen Inder und Inderinnen zu den

Dalits. Aufgrund historischer und religiöser

Traditionen werden die Dalits seit Jahrhun-

derten diskriminiert. Sie haben keinen An-

spruch auf Eigentum und sind zur Dienst-

leistung für die Mitglieder höherer Kasten

verpflichtet. Die Diskriminierung führt zu-

dem dazu, dass sich viele ChristInnen eine

doppelte Identität zulegen müssten. Zudem

haben nach Angaben von Bischof Anthony

Poola aus Kurnool im südindischen Bundes-

staat Andhra Pradesh, ungefähr fünf Millio-

nen ChristInnen ihren Glauben wegen der

Diskriminierungen aufgegeben, „die Regier-

ung handelt de facto wie ein Missionar des

Hinduismus.“

Afrika:
Gemeinsame Charta zur
Qualität der theologischen
Ausbildung

Bei einem Treffen der Weltkonferenz der

Vereinigung Theologischer Institute (World

Conference of Associations of Theological

Institutions – WOCATI) in Südafrika im Juli

2011, haben sich VertreterInnen protestanti-

scher, römisch-katholischer, orthodoxer,

evangelikaler, pfingstlerischer Provenienz

sowie afrikanischer Unabhängigkeitskirchen

zum ersten Mal in der afrikanischen Ge-

schichte getroffen, um über die Qualität der

theologischen Ausbildung im internationalen

Vergleich zu sprechen.

Die Versammelten betonten die strategi-

sche Bedeutung von Vereinigungen theologi-

scher Ausbildungsstätten in Afrika und die

Wichtigkeit der Arbeit der allafrikanischen

Kirchenkonferenz (AACC) sowie anderer

ökumenischer Einrichtungen für die Verbes-

serung der theologischen Ausbildung auf

dem Kontinent. Auch wenn es bislang noch

keine weltweit verbindlichen Maßstäbe gebe,

an denen sich die theologische Ausbildung

ausrichten könne, sei es doch von großer Be-

deutung für die Verbesserung der Qualität,

sich auf einige Standards zu verständigen.

Dabei betonten die Teilnehmenden, dass zu

einem ausgewogenen Qualitätskonzept so-

wohl akademische Professionalität, geistliche

Bildung und pastorale Kompetenz gehörten.

Daneben aber müssten die zahlreichen For-

men der Unterdrückung und Diskriminie-

rung auf der Basis von Geschlecht, Rasse,

Ethnie, Hautfarbe, Kastenzugehörigkeit,

sexueller Orientierung und Religion explizit

angesprochen werden und in den zu ent-

wickelnden Qualitätsstandards ausdrücklich

benannt werden. Eine Möglichkeit, dies zu

erreichen, könnte die Verabschiedung einer

Charta sein, die zum Instrument der Diskus-

sion unter den theologischen Ausbildungs-

stätten der unterschiedlichen konfessionellen

und regionalen Hintergründe werden könn-

te.

Georgien:
Patriarch mahnt Versöhnung an

Patriarch Ilia II., Oberhaupt der Georgisch-

Orthodoxen Kirche, hat seinen russisch-

orthodoxen Amtskollegen aufgefordert, zur

Versöhnung der beiden Länder beizutragen.

Seit dem kurzen und blutigen Krieg im

Sommer 2008 sind die beiden Seiten zer-

stritten. Bei einer Konzelebration mit Kyrill

I., dem russisch-orthodoxen Patriarchen, aus

Anlass der Erinnerung an die Taufe der Rus

im Jahre 988, waren orthodoxe Kirchen-

führer nach Kiew in die heutige Ukraine ge-

kommen. „Eure Heiligkeit, die politischen

Verhältnisse zwischen Russland und Geor-

gien sind völlig unakzeptabel. Wir sind einan-

der verbundene orthodoxe Völker. Die Ver-

hältnisse sind das Ergebnis des Neides unse-

rer Feinde“, so Ilia II. Die gemeinsamen

Feiern sollten ein Ausdruck der Verbunden-

heit unter den orthodoxen Kirchen Russ-

lands, Weißrusslands und der Ukraine sein,

die alle dem Moskauer Patriarchat unterste-

hen. Gerade in der Ukraine war es nach dem

Zusammenbruch der Sowjetunion verschie-

dentlich zu Spannungen zwischen orthodo-

xen Kirchen gekommen. 

Entgegen der Position des Kremls im Krieg

gegen Georgien pflegte die russische Kirche

weiter gute Beziehungen zur Schwesterkirche

in Georgien und wandte sich auch öffentlich

gegen den Krieg zwischen den beiden

Ländern. Der georgische Patriarch forderte

Kyrill I. auf, alles für den Frieden zwischen

den beiden Völkern zu tun, um als Frie-

denspatriarch in die Geschichtsbücher einzu-

gehen.

Mission:
Konsens über Verhaltenskodex

„Das christliche Zeugnis in einer multireligi-

ösen Welt: Empfehlungen für einen Ver-

haltenskodex“, ein fünfseitiges Dokument

über die Praxis der Mission „im Einklang mit

den Prinzipien des Evangeliums“, wurde am

28. Juni 2011 im Oekumenischen Zentrum

in Genf der Öffentlichkeit vorgestellt. Die

Empfehlungen zu respektvollem Verhalten

von MissionarInnen, EvangelistInnen und

anderen Zeugen und Zeuginnen des Evange-

liums bei der Verkündigung des christlichen

Glaubens wurden nach einem fünfjährigen

Konsultationsprozess veröffentlicht, an dem

sowohl der Oekumenische Rat der Kirchen

(OeRK), der Päpstliche Rat für den Inter-

religiösem Dialog (PCID) und die Weltweite

Evangelische Allianz (WEA) teilgenommen

hatten. Damit vertreten sie etwa 90% der

Christenheit weltweit. „In den vergangenen

fünf Jahren haben wir eine neue Brücke

gebaut“, erklärte Dr. Geoff Tunnicliffe, der

Generalsekretär der WEA. „Das Dokument

ist ein großer Erfolg“, so Tunnicliffe, denn

es zeige, dass unterschiedliche christliche

Richtungen „in der Lage sind, mit einer

Stimme zu sprechen für die, die unter Un-

terdrückung und Verfolgung leiden.“ In die-

sem Sinne sei die Veröffentlichung des Textes

„ein historischer Moment“ im gemeinsamen

christlichen Zeugnis, so Kardinal Jean-Louis

Tauran vom PCID. „Wir senden dieses Do-

kument an unsere jeweiligen Mitglieder“,

sagte Pfr. Olav Fykse Tveit, der Generalsek-

retär des OeRK, „in der Hoffnung, dass sie
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die vorliegenden Empfehlungen als Inspira-

tion verstehen, ihren je eigenen Verhaltens-

kodex auszuarbeiten“.

Das Dokument beginnt mit der Aussage

„Mission gehört zutiefst zum Wesen der

Kirche“. Die nachfolgenden Empfehlungen

schlagen praktische Wege für die missionari-

sche Arbeit vor und bringen zugleich

Respekt für Angehörige anderer Religionen

zum Ausdruck. Kardinal Jean-Louis Tauran,

der Präsident des PCID, erklärte, Kirchen-

leitende hätten heute „die Pflicht, den Glau-

ben zu verkünden“ und auch „eine umfas-

sendere Vision vom Dialog vorzuschlagen“.

Das gemeinsame Dokument zum christ-

lichen Zeugnis ruft zur sorgfältigen Unter-

suchung von Fragen der Mission und des

interreligiösen Dialogs, zum Aufbau von

Vertrauen und Zusammenarbeit unter Men-

schen aller Religionen und zur Stärkung der

Religionsfreiheit überall auf. ChristInnen

werden ermutigt, für das Wohl aller zu

beten, ihre eigene religiöse Identität zu stär-

ken und die Glaubensüberzeugungen ande-

rer nicht falsch darzustellen. „Wo möglich“,

so heißt es weiter, sollte die Vorbereitung

von Verhaltenskodizes durch Kirchen und

kirchliche Organisationen „ökumenisch und

in Beratung mit VertreterInnen anderer

Religionen geschehen“. 

Die Tagungen, auf denen der OeRK, der

Päpstliche Rat und die WEA gemeinsam an

der Formulierung des „Christlichen Zeug-

nisses in einer multireligiösen Welt“ arbeite-

ten, fanden im Mai 2006 in Lariano (Ita-

lien), im August 2007 in Toulouse (Frank-

reich) und im Januar 2011 in Bangkok

(Thailand) statt.

Online findet sich das gesamte Dokument unter:

www.oikoumene.org/

Orthodoxie:
Weiter der Oekumene 
verpflichtet
Am Rande einer Tagung der Konferenz Eu-

ropäischer Kirchen (KEK) in Budapest hat

deren kommissarischer Generalsekretär, der

rumänische Erzpriester und Theologiepro-

fessor Viorel Ionita, betont, dass auch, trotz

der in jüngster Zeit aufscheinenden Mei-

nungsunterschiede mit den Protestanten, die

orthodoxen Kirchen den Idealen und Zielen

der ökumenischen Bewegung voll verpflich-

tet blieben. Auch wenn einzelne orthodoxe

Kirchen in ethischen und moralischen Fragen

andere Auffassungen hätten, sollte dies nicht

als ein Wettbewerb verstanden werden.

Meinungsunterschiede seien keine Gefahr für

den inneren Zusammenhalt der ökumeni-

schen Bewegung. Auch entstünde durch die

Kontakte und Gespräche zwischen den

Orthodoxen und der katholischen Kirche

keine Konkurrenz zur umfassenden KEK.

Die orthodoxen Kirchen seien der KEK mehr

denn je verpflichtet und bemühten sich, ihre

Präsenz noch zu verstärken. 

Nach dem Treffen der KEK-Dialogkom-

mission sagte er, man habe acht gemeinsame

Auch die Christen in Südkorea haben ihre

Unterstützung inzwischen verstärkt, wie Pfr.

Kim Young Ju, Generalsekretär des Nationa-

len Kirchenrates von Korea (NCCK) erklärte.

Erst kürzlich seien 172 Tonnen Lebensmittel

nach dem Norden verschifft worden, was die

südkoreanische Regierung umgehend scharf

verurteilt und als einen Verstoß gegen gel-

tendes Recht des Landes bewertet hat.

„Auch wenn unsere Regierung uns verbietet,

Lebensmittelhilfe nach Nordkorea zu schik-

ken, werden wir der Weisung Jesu Christi

folgen, der uns lehrt, den leidenden

Nächsten zu lieben“, erklärte Ju.

Oesterreich:
Priesterinitiative ruft zu
Ungehorsam auf
„Die römische Verweigerung einer längst

notwendigen Kirchenreform und die Un-

tätigkeit der Bischöfe … zwingen uns, dem

Gewissen zu folgen und selbständig tätig zu

werden“ heißt es im „Aufruf zum Ungehor-

sam“ katholischer Geistlicher in Österreich.

Als Priester wollen sie künftig Zeichen setzen

und „in Zukunft in jedem Gottesdienst eine

Fürbitte um Kirchenreform sprechen.“

Gutwilligen Gläubigen wollen sie grund-

sätzlich die Eucharistie nicht verweigern. Das

gilt besonders für Geschieden-Wiederverhei-

ratete und für Mitglieder anderer christlicher

Kirchen. Die Kirchenreformorganisation mit

300 katholischen Priestern und Diakonen

spricht sich „öffentlich für die Zulassung von

Frauen und Verheirateten zum Priesteramt“

aus.

Die Initiative mit dem früheren Wiener

Generalvikar Helmut Schüller als bekanntem

Sprecher sieht sich „solidarisch mit jenen

Kollegen, die wegen einer Eheschließung ihr

Amt nicht mehr ausüben dürfen“. „Wir

sehen in ihnen ebenso wie im Papst und den

Bischöfen „unsere Brüder“. Was darüber

hinaus ein „Mitbruder“ sein soll, wissen wir

nicht. Einer ist unser Meister – wir alle aber

sind Brüder. „Und Schwestern“ – sollte es

unter ChristInnen allerdings heißen“, schrei-

ben die Verfasser in ihrem Aufruf vom 19.

Juni 2011.

Bereits im Januar verlangten die österrei-

chischen Reformbewegungen „Plattform

Wir sind Kirche“, „Priester ohne Amt“,

„Pfarrerinitiative“ und „Laieninitiative“ in

einem Brief an den „sehr geehrten Herrn

Bischof von Rom und lieben Papst Bene-

dikt“ bei Bischofsernennungen die Wieder-

einführung ortskirchlicher Mitentscheidung.

Das römisch-katholische Bischofsamt, so

heißt es in dem Schreiben an „Sua Santità

Papa Benedetto XVI, Palazzo Apostolico, 

V 00120 Cittá del Vaticano“, dürfe nicht

„zum bedingungslos gehorsamen Außenbe-

amten der Kurie in Rom“ entarten. Ein allei-

niges Ernennungsrecht des Papstes ermögli-

che willkürliches Vorgehen und stehe „im

eindeutigen Widerspruch zur Jahrhunderte

währenden Tradition der Kirche und den

Vorgaben des Evangeliums“.

Punkte für die Einheit der Kirche identifizie-

ren können, die das Hauptziel der ökumeni-

schen Bewegung bleibe.

Australien:
Vorschlag für eine
„Robin Hood-Steuer”
Die großen Kirchen Australiens haben zu-

sammen mit Umwelt- und anderen zivilge-

sellschaftlichen Gruppen ihre Regierung auf-

gefordert, sich der internationalen Kampag-

ne für die sog. Robin Hood-Steuer auf Fi-

nanztransaktionen anzuschließen. In einem

offenen Brief an Premierministerin Julia

Gillard unterstützen sie die Forderung nach

der Erhebung einer 0,05% Abgabe auf

Finanzspekulationen der Investmentbanken,

Hedgefonds und anderen Finanzinstitutio-

nen. Beim Treffen der sog. G20-Gruppe im

November im französischen Cannes solle

diese Gebühr beschlossen werden. Eine sol-

che Abgabe könnte die notwendigen Milliar-

den bringen, um die Weltarmut zu be-

kämpfen, dem Klimawandel Einhalt zu

gebieten und nötige Investitionen in regiona-

le soziale und Umweltfragen zu tätigen. Die

Kampagne zur Einführung einer Robin-

Hood-Steuer wurde bereits im Jahr 2010

begonnen und wird von einer Koalition aus

über 50 karitativen Einrichtungen und Orga-

nisationen, darunter Cosmic Relief, Friends

of the Earth, Greenpeace, Oxfam und UNI-

CEF getragen.

Nordkorea:
Kirchen für Ende der
Nahrungsmittelblockade
Das Schweigen der Weltgemeinschaft über

die Hunger- und Unterernährungssituation

in Nordkorea hat das Ecumenical Forum for

Peace, Reconciliation, Reunification and

Development in the Korean Peninsula (EFK)

kritisiert, das sich im Juni in der Volksrepub-

lik China traf. Die Blockade und die Verwei-

gerung von Lebensmitteln würden als Dis-

ziplinierungsmaßnahme eingesetzt mit dem

Ziel, das nordkoreanische Regime zu stür-

zen. Darunter litten allein die Ärmsten und

Schwächsten im Land. Inzwischen hat die

Abteilung für humanitäre Angelegenheiten

der EU-Kommission (ECHO) ihre Lagebe-

wertung über die Nahrungsmittelsituation in

Nordkorea abgeschlossen und sich entschie-

den, Nothilfen im Umfang von 10 Millionen

Euro zu gewähren; diese Summe entspricht

etwa 6 % derjenigen Mittel, die das Welt-

ernährungsprogramm der UN von der

Staatengemeinschaft erbeten hat. Damit sol-

len rund 650 000 Menschen in den nörd-

lichen und östlichen Provinzen des Landes

versorgt werden. 

Die Auslieferung und Verteilung der

Nahrungsmittel soll über das Welternäh-

rungsprogramm der Vereinten Nationen

(WFP) abgewickelt und kontrolliert werden,

worüber sich die EU mit der Regierung in

Nordkorea verständigt habe.
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China:
Hintergründe für Spannungen
mit Vatikan
Die Bischofsweihe von Joseph Huang Bing-

zhang im Juli ist die dritte Weihe, die ohne

Zustimmung des Vatikans innerhalb acht

Monaten in China vorgenommen wurde.

Der Sekretär der vatikanischen Missionskon-

gregation, Erzbischof Savio Hon Tai Fai aus

China, beklagt Verhaftungen und den

Zwang der Behörden in diesen Tagen. Die

Beziehungen zwischen Vatikan und China

seien auf den Stand der 50er Jahre zurückge-

fallen. Die chinesische Regierung sei offen-

bar davon überzeugt, dass sie die Kirche lei-

ten müsste, so Hon Tai Fai in einem Inter-

view. Der Vatikan hat damit seine Haltung

zu Bischofsweihen in China erneut bekräf-

tigt. Die Weihe vom 14. Juli 2011 in der süd-

chinesischen Diözese Shantou sei „ohne

päpstlichen Auftrag erfolgt und daher nicht

rechtmäßig.“ 

In China gibt es derzeit rund 90 katholi-

sche Bischöfe. Weit mehr als die Hälfte von

ihnen sind Mitglieder der offiziell anerkann-

ten „Patriotischen Vereinigung“, die anderen

gehören der papsttreuen Untergrundkirche

an. Beide Kirchenzweige zählen nach Schät-

zungen jeweils bis zu sieben Millionen Mit-

glieder.

Im Hinblick auf die offiziellen katholi-

schen Leitungsgremien hatte Benedikt XVI.

im Jahr 2007 in seinem „Brief an die chine-

sische Kirche“ festgestellt, dass diese vom

Staat gewollten Organe der Struktur der

Kirche fremd seien, sich in der Leitung der

Kirche über die Bischöfe stellten und nicht

mit der katholischen Lehre vereinbar seien,

ebenso wenig wie ihr erklärtes Ziel, die Prin-

zipien der Unabhängigkeit und Autonomie,

der Selbstverwaltung und der demokrati-

schen Administration zu verwirklichen. Die

offizielle Bischofskonferenz wird zudem des-

halb nicht von Rom anerkannt, weil in ihren

Reihen die vom Staat nicht anerkannten

„Untergrundbischöfe“ fehlen und einige von

Rom nicht anerkannte Bischöfe vertreten

sind.

Das Verhältnis zwischen Staat und Reli-

gion ist in der VR China durch staatliche

Dominanz über die Religionen gekennzeich-

net. Von den fünf derzeit staatlich anerkann-

ten Religionen (Buddhismus, Daoismus,

Islam, Katholizismus und Protestantismus)

fordert der Staat ideologische Unterord-

nung, insbesondere „Anpassung an den So-

zialismus“ und „Patriotismus“. Der Staat

mischt sich, oft über die staatlich verordne-

ten Massenorganisationen der Religionen

(im Fall der katholischen Kirche die sog.

Patriotische Vereinigung), in die Verwaltung

der Gemeinden und Bistümer, die Besetzung

von Ämtern, die theologische Ausbildung

und viele andere Bereiche ein; er nötigt allen

„Hauptamtlichen“ (vom Bischof bis zum

Seminaristen) ideologische Schulungen auf

und versucht, die Kontakte mit dem Ausland

zu kontrollieren.

In den letzten Jahren hatte es sowohl auf

chinesischer als auch auf vatikanischer Seite

Signale und Äußerungen gegeben, dass man

das gegenseitige Verhältnis verbessern wolle

und an der Aufnahme diplomatischer Be-

ziehungen interessiert sei. Bischofsweihen

sind ein regelmäßiger neuralgischer Streit-

punkt. China lehnt eine Mitsprache des Vati-

kans bei den Bischofsernennungen als Ein-

mischung in innerchinesische Angelegen-

heiten ab. 

Brasilien:
OeRK – Dokumentation an
Staatsanwaltschaft
Während der zwei Jahrzehnte andauernden

brutalen Diktatur in Brasilien fanden 1979

kirchliche Mitarbeitende und oppositionelle

Anwälte ein Schlupfloch im Justizsystem, das

es ihnen ermöglichte, Belege für Gräuel und

Rechtsverletzungen zu sammeln, die das

Militärregime verübte.

Über die nächsten sechs Jahre wurden

wesentliche Informationen zu den Ver-

brechen, die die damalige Regierung am bra-

silianischen Volk beging, heimlich fotoko-

piert und von Brasilia über São Paulo außer

Landes gebracht.

Der OeRK war einer der Hauptakteure

beim Sammeln der Dokumentation. Ein

erheblicher Teil der Materialien befindet sich

bis heute in seinem Archiv in Genf.

Am 14. Juni 2011 übergaben OeRK-Gene-

ralsekretär Pfr. Dr. Olav Fykse Tveit, der bra-

silianische lutherische Kirchenpräsident Pfr.

Dr. Walter Altmann, der auch Vorsitzender

des OeRK-Zentralausschusses ist, und ande-

re kirchliche Persönlichkeiten drei Archivkäs-

ten mit Kopien des beim OeRK gelagerten

Beweismaterials zu dem leidvollen Abschnitt

der brasilianischen Geschichte unter der Mili-

tärherrschaft von 1964 bis 1985 an die brasi-

lianische Staatsanwaltschaft.

Die Dokumente aus dem Genfer Archiv

sollen von Mitarbeitenden der Staatsanwalt-

schaft untersucht und dann dem brasiliani-

schen Generalstaatsanwalt übergeben wer-

den.

Die Unterlagen werden der Staatsanwalt-

schaft dabei helfen, grundlegende Informa-

tionen zu ersetzen, die aus den Akten des

Militärgerichtshofs verschwunden sind.

Unter den verschollenen Dokumenten be-

finden sich Folterberichte politischer Gefan-

gener samt der namentlichen Nennung der-

jenigen Personen, die die Folter verübten. Im

Rahmen der Wiederherstellung der Akten

werden ihre Inhalte digitalisiert und unter

dem Titel „Brasil Nunca Mais (Brasilien:

Niemals wieder) Digital“ öffentlich zugäng-

lich gemacht.

Im Juli 1985, vier Monate nach Wieder-

einsetzung der Zivilregierung, war ein Be-

richt über 707 Gerichtsverfahren aus der

Zeit der Militärherrschaft veröffentlicht wor-

den. Das Buch in portugiesischer Sprache

trug den Titel „Brasil: Nunca Mais“ und

wurde umgehend zum Bestseller.

Es fasste die vollständige, mit 6891 Seiten

sehr viel umfangreichere Dokumentation der

Verfahren zusammen. „Brasil: Nunca Mais“,

nur 312 Seiten lang, wurde innerhalb der ers-

ten gut zwei Jahre zwanzig Mal nachge-

druckt und liegt inzwischen in der 37. Auf-

lage vor. Der römisch-katholische Kardinal

Paulo Evaristo Arns (São Paulo) sowie

OeRK-Generalsekretär Dr. Philip Potter

stellten der Veröffentlichung jeweils ein

Geleitwort voraus.

Nicaragua:
Um Rassismus zu bekämpfen,
brauchen Kirchen Störenfriede
Kirchenleitende aus allen Teilen Nord-,

Mittel- und Südamerikas diskutierten in

Managua (Nicaragua) die vom Rassismus

ausgehende Gewalt sowie die Herausfor-

derungen, vor die er Kirchen und ökumeni-

sche Organisationen stellt.

Die Konferenz von Vertreterinnen und

Vertretern afrikanisch-stämmiger und indige-

ner Bevölkerungsgruppen aus der ganzen

Region wurde vom OeRK in Partnerschaft

mit dem Lateinamerikanischen Rat der

Kirchen (CLAI) ausgerichtet. Dr. Rolf Ma-

lunge (Brasilien) eröffnete dabei eine Po-

diumsdiskussion mit einem Referat über den

Rassismus in Brasilien, wo tausende, meist

junge Menschen in den letzten Jahren ge-

waltsam zu Tode gekommen sind.

„Viel mehr Schwarze als Weiße werden

getötet, viele von ihnen von der Polizei“, so

Malunge. „Hier geht es um ein systemati-

sches, staatlich gestütztes, Jahr für Jahr zu

beobachtendes Phänomen, die Statistiken

belegen es.“

„Beim Rassismus geht es aber nicht nur

um Gewalt, sondern auch um fehlende

Chancen“, erklärte Malunge. „In Brasilien

besuchen sehr viel mehr Weiße als Schwarze

die Universität.“

Pfr. Dr. Deenabandhu Manchala, Referent

des OeRK, warf die Frage auf, wie rassisti-

schen Positionen und Wertvorstellungen in

den Kirchen zu begegnen sei.

Das Engagement im weltweiten Kampf

gegen den Rassismus hat für den OeRK eine

lange Tradition. Die Gründungsvollver-

sammlung des OeRK erklärte 1948, dass

Vorurteile aufgrund der Rasse oder Haut-

farbe sowie eine Praxis der Diskriminierung

und Rassentrennung Gerechtigkeit und

Menschenwürde leugnen. In den 1970er

und 1980er Jahren koordinierte das OeRK-

Programm zur Bekämpfung des Rassismus

den Widerstand vieler Kirchen gegen die

Apartheid im südlichen Afrika sowie gegen

von Rassismus geprägte Kulturen in anderen

Regionen.

Manchala bekräftigte: „Wir sollten in un-

seren Kirchen auch zukünftig die Rolle über-

nehmen, sie aus ihrer Selbstzufriedenheit

aufzurütteln. Wir müssen Störenfriede sein

und uns kontinuierlich dafür einsetzen, dass

unterdrückerische Strukturen und Kulturen

destabilisiert werden.“
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USA:
Völkermord-Frühwarnbehörde
beschlossen
US-Präsident Barack Obama hat die Einrich-

tung einer ressortübergreifenden Behörde an-

geordnet, mit deren Hilfe die Gefahr von Völ-

ker- oder Massenmorden wie 1994 in Ruanda

möglichst verhindert werden soll. Darüber hin-

aus verfügte nach einem Bericht von IPS das

Weiße Haus, dass Personen, die für „Kriegs-

verbrechen, Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit und ernste Menschenrechtsverstöße“

verantwortlich sind, künftig keine US-Einreise-

genehmigung mehr erhalten werden.

Während die Visa-Verbots-Direktive mit

sofortiger Wirkung in Kraft trat, wird die

Behörde zur Prävention von Massengräueln

(„Mass Atrocities Prevention Board“) zum

Jahresbeginn 2012 ihre Arbeit aufnehmen.

Mit dem Aufbau der neuen Behörde ist

Obamas nationaler Sicherheitsberater Tom

Donilon betraut. Die neue Behörde soll als

eine Art Frühwarnsystem funktionieren, von

dem gerade potenzielle Opfer etwa in Kir-

gisistan, Côte d’Ivoire, Libyen und Sudan

profitieren sollen. Angeregt hatte die geplan-

te Behörde im Dezember 2008, kurz nach

dem Wahlsieg Obamas, der Bericht einer

Partei übergreifenden Arbeitsgruppe unter

Leitung des ehemaligen Pentagon-Chefs

William Cohen und der einstigen Außenmi-

nisterin Madeleine Albright. Die Arbeits-

gruppe plädierte für die Einrichtung eines

Gremiums, das dem Nationalen Sicherheits-

rat untersteht und Empfehlungen für eine

Prävention und Reaktion auf Menschen-

rechtsverbrechen unterbreitet.

Ein Bündnis von Menschenrechts-, Hilfs-

und Kirchenorganisationen, das „Genocide

Intervention Network/Save Darfur Coali-

tion“ begrüßte die Initiative und erklärte mit

Verweis auf Angriffe der sudanesischen

Regierung auf die Nubier in Süd-Kordofan

und die Unterdrückung der Proteste in Sy-

rien, dass „ein hartes Vorgehen, um Massen-

gräuel zu beenden, notwendiger denn je ist“.

Die Obama-Direktive wird die Liste der

Personen, die künftig kein US-Visum mehr

erhalten, um Regierungsvertreter verlängern,

die Befehlsgewalt über Untergebene besitzen,

die Verbrechen gegen die Menschlichkeit

begehen. Bisher wurde lediglich Verantwort-

lichen von Folter und außergerichtlichen

Hinrichtungen die US-Einreise verboten.

Vgl. im Internet: 

www.humanrightsfirst.org, www.hrw.org

Amazonas:
Landspekulationen treiben
Entwaldung voran
Bauern aus dem Süden Brasiliens, die auf der

Suche nach einem Auskommen in den nord-

westlichen Bundesstaat Amazonas gezogen

sind, leben zum Teil eher von Landspeku-

lationsgeschäften als von der Agrarwirtschaft

und der Viehzucht. Zu diesem Ergebnis

kommt eine Studie, die die Situation im

Menschenrechte:
Geldmangel lähmt
Weltstrafgerichtshof 
Finanzielle Engpässe drohen die Arbeit des

Internationalen Strafgerichtshofs (ICC) in

Den Haag im kommenden Jahr erheblich zu

behindern. Angesichts der damit verbunde-

nen Rückschläge für die ICC-Ermittlungs-

arbeit rief Christian Wenaweser, der Vorsit-

zende der Versammlung der ICC-Vertrags-

staaten, die Vereinten Nationen auf, für die

Untersuchungen aufzukommen, die die

Weltorganisation dem ICC übertrage. Denn

anders als ursprünglich vorgesehen, kommen

bisher ausschließlich die Mitgliedsländer des

Haager Tribunals wie Japan, Deutschland

und Großbritannien für den Etat auf.

„Es ist an der Zeit, dass die Vereinten

Nationen für die Untersuchungen zahlen,

die sie an das Gericht verweisen“, forderte

Wenaweser in einem IPS-Interview. Der

Liechtensteiner sprach von „extrem hohen

Kosten“, die dem ICC gerade durch die Fälle

entstünden, die ihm vom UN-Sicherheitsrat

übertragen werden.

Nach Angaben der unabhängigen Koali-

tion für den Internationalen Strafgerichtshof

und Amnesty International beläuft sich das

diesjährige ICC-Budget auf 149 Millionen

US-Dollar. Sollte der Etat wie geplant im

kommenden Jahr ein „Null-Wachstum“

erfahren, stehen den beiden Organisationen

zufolge sechs laufende Verfahren in der Zen-

tralafrikanischen Republik, der Demokrati-

schen Republik Kongo, im Sudan, in Ugan-

da, in Kenia und in Libyen auf der Kippe.

Der ICC wird zurzeit von 116 Mitglieds-

staaten finanziert. Die Beiträge staffeln sich

weitgehend nach dem gleichen Schlüssel,

den auch die Vereinten Nationen bei ihrer

Budgetierung zugrunde legen. Die Haupt-

last liegt bei Japan, Deutschland, Großbri-

tannien, Frankreich, Italien, Kanada, Spa-

nien, Mexiko, Korea und Australien. Die

USA beteiligen sich nicht an der Finanzie-

rung des ICC, da sie das Gründungsstatut

von Rom nicht unterzeichnet haben.

Damit der ICC auch unvorhergesehene

Ausgaben bewältigen kann, wurde 2004 ein

Rücklagenfonds eingerichtet. Will er auf die-

sen Fonds zurückgreifen, muss er die

Mitgliedsstaaten darüber in Kenntnis setzen.

Als er vom UN-Sicherheitsrat mit dem Fall

Libyen beauftragt wurde, war allen Beteilig-

ten klar, dass das Tribunal auf den Rück-

lagenfonds zurückgreifen muss. Den Bestim-

mungen zufolge dürfen die Fondsgelder die

Sieben-Millionen-Euro-Grenze nicht unter-

schreiten.

Für das Jahr 2012 geht Wenaweser zurzeit

von einer notwendigen Aufstockung des

Budgets um 13% aus.

www.icc-cpi.int

Umfeld der Ortschaft Apuí entlang der

Transamazonischen Autostraße untersucht

hat. Dort roden zugezogene Familien den

Wald, um Landrechte zu erwerben und das

Terrain an Großgrundbesitzer weiterzuver-

kaufen, wie Stephen Leahy von IPS über die

im Wissenschaftsmagazin „Science“ publi-

zierte Studie berichtet.

Seit den frühen neunziger Jahren hat sich

die Einwohnerzahl in Apuí verdreifacht.

Gleichzeitig wird in der Gemeinde die höch-

ste Entwaldungsrate im größten brasiliani-

schen Bundesstaat Amazonas verzeichnet.

Etwa 90% des Waldgebiets um Apuí sei in-

zwischen in Weideland umgewandelt wor-

den, heißt es in der Untersuchung.

„Die Familien ziehen immer weiter, um

neue Waldstücke zu roden und die Besitz-

rechte zu beanspruchen. Nach einigen

Jahren verkaufen sie das Land zu einem deut-

lich höheren Preis weiter“, sagte Gabriel

Carrero, einer der beiden Autoren der Studie

und Wissenschaftler am Institut für den

Schutz und die nachhaltige Entwicklung des

Amazonas (IDESAM).

Nach brasilianischem Recht fallen denjeni-

gen Landrechte zu, die den Zustand ausge-

wiesener Amazonasgebiete „verbessern“, auf

die bis dahin niemand einen Besitzanspruch

erhoben hat. Die Familien, die unberührten

Wald rodeten, wollten damit lediglich ihre

bescheidenen Lebensverhältnisse verbessern,

erklärte Carrero.

Die Viehzucht werfe jedoch nicht genug

ab, heißt es in der Untersuchung, die sich auf

Befragungen von 83 Familien stützt. Weitaus

lukrativer sind die Geschäfte mit reichen

Großbauern, die ihr Land im Süden Brasi-

liens und in Paraguay verkauft haben, um in

der Amazonasregion große zusammenhän-

gende Gebiete zu erwerben.

Carrero zufolge haben die kleinen Land-

arbeiter verstanden, dass vor allem Grund-

stücke entlang neu angelegter Straßen Ge-

winne bringen. „Unsere Studie belegt, dass

der Straßenbau die Entwaldung maßgeblich

vorantreibt.“

Global betrachtet führt Entwaldung zum

Ausstoß von jährlich rund 2,9 Milliarden

Tonnen Kohlendioxid in die Atmosphäre.

Dies geht aus der ersten detaillierten Statistik

hervor, die Mitte Juli in dem Fachmagazin

'Science' veröffentlicht wurde. Die jährlichen

Emissionen durch den Einsatz fossiler

Brennstoffe und die Herstellung von Zement

liegen bei knapp acht Milliarden Tonnen.

Die Musikgruppe ‚Grupo Sal‘ bietet in

Deutschland ein „Konzert für Amazonien“

an. Moderne lateinamerikanische Musik,

Texte, indigene Rituale und Live-Malerei zei-

gen den Regenwald aus verschiedensten Per-

spektiven. Quer durch Deutschland soll eine

Begegnung der Kulturen stattfinden, bei der

Abadio Green, führender Vertreter des indi-

genen Volkes der Tule, auf Thomas Brose

vom Klimabündnis trifft. Zusammen wollen

sie Visionen entwickeln und Lösungsansätze

entwerfen

Internet: www.grupo-sal.de

6 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Sommer 2011 O E K U M E N E

Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in

Ergänzung zu eigenen Recherchen Agenturmeldungen von ENI

ausgewertet, außerdem die Pressedienste von OeRK, IPS, LWI,

RWF, CEC, RNA und KIPA

Sommer 2011  22.08.2011  8:08 Uhr  Seite 6



Wir verstehen Frieden und Friedensstiften als

unverzichtbaren Bestandteil unseres gemein-

samen Glaubens. Friede ist untrennbar ver-

bunden mit der Liebe, Gerechtigkeit und

Freiheit, die Gott allen Menschen durch

Christus und das Werk des Heiligen Geistes

als Gabe und Berufung geschenkt hat. Friede

ist ein Lebensentwurf, der die menschliche

Teilhabe an Gottes Liebe zur Welt wider-

spiegelt. Der dynamische Charakter des Frie-

dens als Gabe und Berufung steht nicht im

Widerspruch zur Existenz von Spannungen,

die ein wesentliches Element menschlicher

Beziehungen sind, kann aber deren zerstöre-

rische Kraft mildern, indem er Gerechtigkeit

und Versöhnung bringt.

Gott segnet die Friedfertigen. Die Mit-

gliedskirchen des Oekumenischen Rates der

Kirchen (OeRK) und andere ChristInnen

sind wie nie zuvor vereint in ihren Bestre-

bungen, Mittel und Wege zu finden, um

gegen Gewalt vorzugehen und Krieg zur

Herstellung eines „gerechten Friedens“

abzulehnen. Gerechter Friede entsteht durch

eine gemeinsame Antwort auf Gottes Ruf,

Frieden in Gerechtigkeit herzustellen. Ge-

rechter Friede lädt uns ein, den vor uns lie-

genden Weg gemeinsam mit anderen zu

gehen und uns zu verpflichten, eine Kultur

des Friedens aufzubauen.

Wir, fast 1000 TeilnehmerInnen aus mehr

als 100 Ländern, sind vom OeRK zu dieser

Internationalen ökumenischen Friedenskon-

vokation (IöFK) eingeladen worden und tei-

len miteinander die Erfahrung dieser Ver-

sammlung von VertreterInnen christlicher

Kirchen und Partnern aus anderen Religio-

nen, die sich für Frieden in der Gemein-

schaft, für Frieden mit der Erde, für Frieden

in der Wirtschaft und Frieden zwischen den

Völkern engagieren. Vom 17. bis 25. Mai

2011 haben wir uns auf dem Gelände der

Universität der West Indies (Mona) in der

Nähe von Kingston (Jamaika) versammelt.

Unser tiefer Dank geht an unsere Gastgeber

in Jamaika und der ganzen karibischen Re-

gion, die uns sehr großzügig einen mannig-

faltigen und offenen Rahmen für unsere Be-

gegnung bereitgestellt haben. Allein die

Tatsache, dass wir auf dem Gelände einer

ehemaligen Zuckerplantage getagt haben,

hat uns die Ungerechtigkeit und Gewalt der

Sklaverei und des Kolonialismus sowie all die

Formen der Sklaverei, die die Welt auch

heute noch quälen, in Erinnerung gerufen.

Die großen Herausforderungen, vor denen

Jamaika infolge des hohen Gewaltniveaus

steht, wie auch das mutige Engagement der

Kirchen, die sich diesen Herausforderungen

stellen, haben sich in unserer Arbeit nieder-

geschlagen.

Wir haben die Anliegen unserer Kirchen

und Regionen mit nach Jamaika gebracht;

wir haben miteinander gesprochen; jetzt

haben wir eine Botschaft, die wir an die

Kirchen und die Welt richten wollen. Wir

sind uns in gemeinsamer Bibelarbeit und

geistlich bereichernder Andacht, durch inspi-

rierende künstlerische Aufführungen und

Werke, Besuche kirchlicher und anderer

Diensteinrichtungen vor Ort, durch Plenar-

veranstaltungen, Seminare, Workshops, kul-

turelle Veranstaltungen, Vortragssitzungen,

breit angelegte Diskussionen und zutiefst

bewegende Gespräche mit Menschen, die

Gewalt, Ungerechtigkeit und Krieg erlebt

haben, näher gekommen. Wir haben die Er-

rungenschaften der ökumenischen Dekade

zur Überwindung von Gewalt (2001–2010)

gefeiert. Unsere vielfältigen Aktivitäten,

Erfahrungen und Begegnungen auf dieser

Konvokation haben uns in inspirierender

Weise deutlich gemacht, dass die Überwin-

dung von Gewalt möglich ist. Die Dekade

zur Überwindung von Gewalt hat viele wun-

derbare Beispiele dafür hervorgebracht, wie

Christen und Christinnen tatsächlich etwas

bewegen können.

Während unserer Versammlung in Jamaika

haben wir Ereignisse in der Welt, in der wir

leben, sehr bewusst wahrgenommen. Erfah-

rungsberichte aus unseren Kirchen haben

uns vor Augen geführt, dass Kirchen auf lo-

kaler Ebene seelsorgerliche und soziale Ver-

antwortung für Menschen haben, die täglich

mit all den Problemen konfrontiert sind,

über die wir diskutiert haben. Die Folgen des

Erdbebens und des Tsunamis in Japan wer-

fen drängende Fragen zur Atomenergie und

zu den daraus resultierenden Gefahren für

Natur und Menschheit auf. Regierungs- und

Finanzinstitutionen stehen vor der Notwen-

digkeit, Verantwortung für ihre gescheiterte

Politik und deren verheerende Auswirkungen

auf schutzlose Menschen zu übernehmen.

Wir sehen mit Sorge und Mitgefühl, wie

Menschen in vielen arabischen Ländern für

Freiheit, Gerechtigkeit und Menschenrechte

kämpfen, ein Kampf, den mutige Menschen

auch in anderen Kontexten führen, ohne dass

die Welt ihnen Aufmerksamkeit schenken

würde. Unsere Liebe zum israelischen wie

auch zum palästinensischen Volk lässt uns zu

der Überzeugung gelangen, dass die fortge-

setzte Besatzung beiden Völkern Schaden

zufügt. Wir bekräftigen erneut unsere Soli-

darität mit Menschen in geteilten Ländern,

wie der koreanischen Halbinsel und Zypern,

und Menschen in Ländern wie Kolumbien,

Irak, Afghanistan und dem Gebiet der

Großen Seen in Afrika, die sich nach Frieden

und einem Ende des Leids sehnen.

Wir erkennen, dass ChristInnen sich in

von Gewalt, Ungerechtigkeit, Militarismus,

Rassismus, Kastenwesen, Intoleranz und

Diskriminierung geprägten Systemen häufig

mitschuldig machen. Wir bitten Gott, dass er

uns unsere Sünden vergeben und uns ver-

wandeln möge in Streiter und Streiterinnen

für Gerechtigkeit und gerechten Frieden.

Wir appellieren an Regierungen und andere

Gruppen, die Religion nicht weiter als

Vorwand für die Rechtfertigung von Gewalt

zu benutzen.

Gemeinsam mit Partnern anderer Religio-

nen haben wir erkannt, dass Friede ein

Grundwert aller Religionen ist und dass die

Verheißung von Frieden allen Menschen gilt,

egal, welcher Tradition sie angehören und

worauf sie ihr Leben gründen. Durch eine

Intensivierung interreligiöser Dialoge versu-

chen wir, in diesen Fragen Gemeinsamkeiten

mit allen Weltreligionen zu finden.

Wir sind geeint in unserem Bestreben, dass

Krieg illegal werden sollte. In unserem

Ringen um Frieden auf Erden sind wir mit

unseren unterschiedlichen Kontexten und

geschichtlichen Prägungen konfrontiert. Wir

erkennen, dass verschiedene Kirchen und

Religionen sehr unterschiedliche Sichtweisen

im Blick auf den Weg zum Frieden einbrin-

gen. Einige von uns sehen persönliche Be-

kehrung und Moral, das Ja zu Gottes Frie-

den in unserem Herzen als Ausgangspunkt

und Grundlage für die Herstellung von Frie-

den in Familie, Gemeinschaft, Wirtschaft wie

auch auf der ganzen Erde und unter den

Völkern. Einige sehen es als notwendig an,

sich als Vorbedingung für die Schaffung von

Frieden zunächst auf gegenseitige Unterstüt-

zung und Korrektur im Leib Christi zu kon-

zentrieren. Einige treten dafür ein, dass die

Kirchen sich zusammen mit sozialen Bewe-

gungen engagieren und öffentlich Zeugnis

ablegen. Jeder dieser Ansätze hat seine Vor-
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BOTSCHAFT DER INTERNATIONALEN OEKUMENISCHEN
FRIEDENSKONVOKATION

Die Ergebnisse der Dekade zur Überwindung von Gewalt sind in drei Dokumenten fest-
gehalten: zum ersten im „Oekumenischen Aufruf zum gerechten Frieden“, dann im
materialreichen Begleitdokument „Just Peace Companion“, und schließlich der auf der
Internationalen oekumenischen Friedenskonvokation 2011 von den Teilnehmenden
direkt formulierten „Botschaft“. Sie wendet sich an die breitere Öffentlichkeit. 

Im Folgenden wird die Botschaft der Konvokation in Kingston dokumentiert. Daran
schließen sich Stimmen von drei Teilnehmenden aus den ökumenischen Netzwerken an.

Ich bete, „dass er euch Kraft gebe nach dem Reichtum seiner Herrlichkeit, stark zu werden
durch seinen Geist an dem inwendigen Menschen, dass Christus durch den Glauben in euren
Herzen wohne und ihr in der Liebe eingewurzelt und gegründet seid.“        (Epheser 3, 16–17)

DOKUMENTATION
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züge; sie schließen sich nicht gegenseitig aus.

De facto sind sie untrennbar miteinander ver-

bunden. Selbst in unserer Vielfalt können wir

mit einer Stimme sprechen.

Friede in der Gemeinschaft

Die Kirchen lernen die komplexen Aspekte

des gerechten Friedens durch ihre Auseinan-

dersetzung mit den vielfältigen Formen von

Ungerechtigkeit und Unterdrückung ken-

nen, die sich überschneiden und im Leben

vieler Menschen gleichzeitig gegenwärtig

sind. Mitglieder einer Familie oder Gemein-

schaft können unterdrückt werden und

gleichzeitig selbst andere unterdrücken. Die

Kirchen müssen dabei helfen, die Entschei-

dungen, die täglich getroffen werden müs-

sen, um Missbrauch zu beenden und Men-

schenrechte, Geschlechtergerechtigkeit, Kli-

magerechtigkeit, wirtschaftliche Gerechtig-

keit, Einheit und Frieden zu stärken, bewusst

zu machen.

Die Kirchen müssen auch weiterhin gegen

Rassismus und Kastenwesen als entmenschli-

chende Realitäten in der heutigen Welt vor-

gehen. Desgleichen muss Gewalt gegen

Frauen und Kinder als Sünde benannt wer-

den. Ferner müssen bewusste Anstrengun-

gen zur umfassenden Integration von Men-

schen mit Behinderungen unternommen

werden. Fragen der Sexualität spalten die

Kirchen und daher ersuchen wir den OeRK,

geschützte Räume zu schaffen, in denen

über die trennenden Fragen menschlicher

Sexualität gesprochen werden kann. Kirchen

haben auf allen Ebenen die Verantwortung,

das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus

Gewissensgründen zu unterstützen und zu

schützen und denjenigen Asyl anzubieten,

die sich Militarismus und bewaffneten

Konflikten entgegenstellen und widersetzen.

Die Kirchen müssen gemeinsam ihre Stimme

erheben, um unsere christlichen Brüder und

Schwestern sowie alle Menschen, die aus

Gründen religiöser Intoleranz diskriminiert

und verfolgt werden, zu schützen. Friedens-

erziehung muss künftig eine zentrale Rolle in

den Lehrplänen aller Schulen, Seminare und

Universitäten bekommen. Wir erkennen die

friedensstiftende Fähigkeit junger Menschen

an und rufen die Kirchen auf, Netzwerke von

Diensten des gerechten Friedens zu entwik-

keln und zu stärken. Die Kirche ist aufgeru-

fen, öffentlich für ihre Anliegen einzutreten

und der Wahrheit über die engen Mauern

der Kirche hinaus Gehör zu verschaffen.

Friede mit der Erde

Die Umweltkrise ist eine zutiefst ethische

und spirituelle Krise der Menschheit. Wir

erkennen an, dass die Menschen der Erde

mit ihrem Verhalten Schaden zugefügt

haben, und bekräftigen unser Bekenntnis zur

Bewahrung der Schöpfung und zu dem

Lebensstil, den uns dies abverlangt. Unsere

Sorge um die Erde und unsere Sorge um die

Menschheit gehören zusammen. 

ruption entgegentreten. Zu den Schritten auf

dem Weg zu gerechten und verantwortlichen

Volkswirtschaften gehören effizientere Re-

geln für den Finanzmarkt, die Einführung

von Steuern auf Finanztransaktionen und

gerechte Handelsbeziehungen.

Friede zwischen den Völkern

Die Geschichte führt uns, insbesondere im

Zeugnis der historischen Friedenskirchen,

vor Augen, dass Gewalt gegen den Willen

Gottes ist und keine Konflikte lösen kann.

Aus diesem Grund gehen wir über die Lehre

vom gerechten Krieg hinaus und bekennen

uns zum gerechten Frieden. Voraussetzung

dafür ist, dass Konzepte nationaler Sicher-

heit, die sich exklusiv auf die eigene Nation

konzentrieren, zugunsten der Sicherheit für

alle überwunden werden. Dazu gehört, dass

Tag für Tag daran gearbeitet werden muss,

Ursachen von Gewalt vorzubeugen, das

heißt, sie zu vermeiden. Viele praktische As-

pekte des Konzepts des gerechten Friedens

erfordern Diskussion, Urteilsfindung und

weitere Ausarbeitung. Wir ringen weiter um

die Frage, wie unschuldige Menschen vor

Ungerechtigkeit, Krieg und Gewalt ge-

schützt werden können. In diesem Zusam-

menhang stellen wir uns tiefgreifende Fragen

zum Konzept der „Schutzverantwortung“

und zu dessen möglichem Missbrauch. Wir

rufen den OeRK und seine Partnerorgani-

sationen dringend auf, ihre Haltung in dieser

Frage weiter zu klären.

Wir treten für vollständige nukleare Abrüs-

tung und die Kontrolle der Weiterverbrei-

tung von Kleinwaffen ein.

Wir als Kirchen sind in der Lage, die

Mächtigen Gewaltfreiheit zu lehren - wenn

wir es nur wagen. Denn wir folgen dem

Einen nach, der als hilfloses Kind in die Welt

kam, der am Kreuz gestorben ist, der uns

gesagt hat, dass wir unsere Schwerter beisei-

telegen sollen, der uns gelehrt hat, unsere

Feinde zu lieben, und der von den Toten

auferweckt wurde.

Auf unserem Weg zum gerechten Frieden

ist eine neue internationale Agenda aufgrund

des Ausmaßes der Gefahren, die uns von

allen Seiten bedrohen, von größter Dring-

lichkeit. Wir wenden uns an die ökumenische

Bewegung als Ganze und insbesondere an

die Verantwortlichen für die Planung der

OeRK-Vollversammlung, die 2013 in Busan

(Korea) unter dem Thema „Gott des

Lebens, weise uns den Weg zu Gerechtigkeit

und Frieden“ stattfinden wird, und rufen sie

auf, dem gerechten Frieden in all seinen

Dimensionen höchste Priorität zu geben.

Materialien wie Ein ökumenischer Aufruf

zum gerechten Frieden und der Begleiter auf

dem Weg zum gerechten Frieden können

eine Hilfestellung auf dem Weg nach Busan

sein.

Dank und Lob sei dir, o dreieiniger Gott:

Ehre sei dir und Friede deinem Volk auf

Erden. Gott des Lebens, weise uns den Weg

zu Gerechtigkeit und Frieden. Amen.

Natürliche Ressourcen und gemeinsame

Güter der Menschheit wie Wasser müssen

gerecht und nachhaltig miteinander geteilt

werden. Gemeinsam mit der globalen Zivil-

gesellschaft appellieren wir an Regierungen,

all unsere wirtschaftlichen Aktivitäten radikal

umzustrukturieren, mit dem Ziel, eine öko-

logisch nachhaltige Wirtschaft auf den Weg

zu bringen. Der übermäßige Verbrauch fos-

siler Brennstoffe und CO2-Emissionen müs-

sen dringend auf ein Niveau reduziert wer-

den, das eine Begrenzung des Klimawandels

ermöglicht. Die ökologische Schuld der In-

dustrieländer, die für den Klimawandel ver-

antwortlich sind, muss bei den Verhandlun-

gen über die Anteile bei den CO2-Emissionen

und die Pläne für die Anpassungskosten be-

rücksichtigt werden. 

Die Nuklearkatastrophe von Fukushima

hat einmal mehr bewiesen, dass wir nicht län-

ger auf Atomstrom als Energiequelle zählen

dürfen. Wir lehnen Strategien wie die Aus-

weitung der Produktion von Agrotreib-

stoffen ab, die zum Nachteil der Armen ist,

weil sie in Konkurrenz zur Herstellung von

Nahrungsmitteln tritt.

Friede in der Wirtschaft

In der globalen Wirtschaft gibt es viele

Beispiele für strukturelle Gewalt, die nicht

durch den direkten Einsatz von Waffen oder

physischer Gewalt charakterisiert ist, sondern

durch die passive Hinnahme weit verbreiteter

Armut, von Handelsverzerrungen und feh-

lender Gleichberechtigung zwischen Ange-

hörigen verschiedener Gesellschaftsklassen

und zwischen Ländern. Im Gegensatz zum

ungebremsten Wachstum – der Vision des

neoliberalen Systems - entfaltet die Bibel eine

Vision von einem Leben in Fülle, ungeachtet

von geographischer Region, Lebensumfeld,

Geschlechtszugehörigkeit, sexueller Orien-

tierung, Alter, Leistungsfähigkeit, Rasse,

ethnischer Zugehörigkeit oder Religion. Die

Kirchen müssen lernen, effizienter für die

vollständige Umsetzung von wirtschaft-

lichen, sozialen und kulturellen Rechten als

Grundlage für „eine Wirtschaft im Dienst

des Lebens“ einzutreten.

Es ist ein Skandal, dass gewaltige Geld-

summen für Militärhaushalte, die Lieferung

von Waffen an Verbündete und den Waffen-

handel ausgegeben werden, während dieses

Geld dringend für die Beseitigung von Ar-

mut in aller Welt und die Finanzierung einer

ökologisch und sozial verantwortlichen Neu-

ausrichtung der Weltwirtschaft gebraucht

würde. 

Wir rufen die Regierungen dieser Welt

dringend auf, unverzüglich Maßnahmen zu

ergreifen, um ihre finanziellen Mittel in Pro-

gramme umzuleiten, die nicht Tod, sondern

Leben bringen. Wir ermutigen die Kirchen,

gemeinsame Strategien, die auf eine Reform

der Wirtschaft ausgerichtet sind, zu beschlie-

ßen. Die Kirchen müssen wirksamer der un-

verantwortlichen Konzentration von Macht

und Reichtum sowie der Geißel der Kor-
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Von MICHAEL HELD und HARALD BENDER

Zur Vorbereitung:

Nachdem im Februar 2006 die Vollver-

sammlung des Oekumenischen Rates in

Porto Alegre beschlossen hatte, zum Ab-

schluss der „Dekade Gewalt überwinden“

eine 2. Oekumenische Internationale Konvo-

kation durchzuführen (die erste war 1990 in

Seoul), wurde im Oekumenischen Netz in

Deutschland eine Fachgruppe „Vorbereitung

der Konvokation“ gebildet. Wir baten den

Stab in Genf darauf, die Vorbereitung der

Konvokation partizipativ zu gestalten.

Es gelang, in allen drei Bereichen Gerech-

tigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-

fung wesentliche Impulse vorzubereiten.

Die Fragen der Gerechtigkeit und Ökono-

mie wurden von Kairos Europa und der ei-

gens für die Erarbeitung einer Solidarischen

Ökonomie gegründeten „Akademie auf Zeit:

Solidarische Ökonomie“ für Workshops in

Kingston vorbereitet. Die Workshops der

Akademie fokussierten das Thema der Über-

windung struktureller Gewalt in globalisier-

ten Finanzsystemen und mögliche Transfor-

mationspfade von einer kapitaldominierten

zu einer lebensdienlichen und solidarischen

Ökonomie. Mit insgesamt 30–40 Teilneh-

mern aus vielen Ländern entwickelte sich ein

produktiver Gedankenaustausch und wurden

wertvolle Kontakte geknüpft. Die Prämissen

solidarischer Ökonomie und die konkreten

Pfade zu ihrer Erreichung erwiesen sich im

Kontext der Friedenskonvokation als hoch

anschlussfähig. Ergebnisse der Workshops

fanden in Teilen Eingang in die Abschluss-

erklärung.

Die heikle und keinen Aufschub vertragen-

de Klimaproblematik wurde vom Plädoyer

für eine Oekumenische Zukunft in einem

Memorandum zusammengefasst und mit

den fälligen Konsequenzen beschlussreif vor-

bereitet. Die Internationale ökumenische

Friedenskonvokation (IöFK) wurde gebeten,

auf allen kirchlichen Ebenen einen siebenjäh-

rigen Sabbatweg anzustoßen unter dem

Motto „Betet und arbeitet für gerechten

Frieden und Klimagerechtigkeit“. Konkret

wurde vorgeschlagen, dazu eine OeRK-Ex-

pertengruppe zur Klimagerechtigkeit einzu-

berufen, einen ökumenischen Klima-Fonds

einzurichten, die 2000-Watt-Gesellschaft zu

realisieren und das „Greenhouse Develop-

ment Rights Framework“ zu studieren.

Sorgen und Erwartungen in Bezug auf

Krieg und Frieden wurden zu einem Antrag

„Krieg ächten“ zusammengefasst. (siehe

OID 93, Frühjahr 2010, S. 9f.) Der in Genf

eingereichte Text, der als OID-Themenheft

18 in Deutsch und Englisch gedruckt der

Internationalen ökumenische Friedenskonvo-

kation (IöFK) vorgelegt wurde, ist im Inter-

net zu finden unter: www.krieg-aechten.net

Alle drei Themenbereiche wurden einge-

bunden in die Stellungnahme des OeNiD

zum ersten Entwurf. Dieser Erklärungs-Vor-

schlag des OeNiD (vgl. OID 92, Winter

2009/2010, S. 9; der vollständige Text:

www.OeNiD.net) steht in der langen Tradi-

tion prägnanter Formulierungen der ökume-

nischen Bewegung.

Zum Ergebnis:

Die 163 Workshops an vier Tagen zeigten

eindrucksvoll die Fülle und Breite der Sach-

arbeit in der globalen Oekumene. Doch die

einzelnen Beiträge verloren sich leider im

Meer der jeweils 40 parallel laufenden Work-

shop-Angebote. Sie gingen nicht in die Plena

oder Seminare ein, es gab keine Querver-

bindungen. Die vier Plena an den vier Vor-

mittagen zu „Frieden in der Gemeinschaft“,

„Frieden mit der Erde“, „Friede in der Wirt-

schaft“ und „Friede zwischen den Völkern“,

denen jeweils zwei Seminare an den Nach-

mittagen parallel zu den Workshops folgten,

waren wie die Seminare eigenständige Veran-

staltungen mit neuen Referenten und The-

men.

Schon vor der Konvokation hatte sich die

„WCC-Working Group on Climate Change“

in Kingston getroffen. Hier wurden Ideen

entwickelt, wie die Klimagerechtigkeit zum

Schwerpunktthema für die OeRK-Vollver-

sammlung 2013 in Busan/Korea gemacht

werden könnte.

Täglich pf lanzten Bibelarbeitsgruppen

Bäume auf dem Campus. Das Klimamemo-

randum oder gar seine Beschlussvorschläge

lagen in einigen Workshops auf den Tischen

und waren bei einigen Teilnehmern in den

Tagungsunterlagen, spielten aber bedauerli-

cherweise im einschlägigen Plenum und den

zwei Seminaren keine Rolle.

Dem massiv vertretenen Themenkomplex

„Krieg ächten“ mit der „Erarbeitung eines

Programms zur Überwindung des Krieges

als Instrument der Politik“, der als Oekume-

nischer Informationsdienst – Sonderheft 18

gedruckt und entweder in Deutsch oder in

Englisch allen 1000 Delegierten ausgehän-

digt wurde, widerfuhr das gleiche Schicksal:

Obwohl im Eröffnungsplenum Margot

Käßmann und Paul Oestreicher deutlich auf

diesen Schwerpunkt hingewiesen haben,

spielte er im weiteren Verlauf ebenso wenig

eine Rolle wie die anderen Inhalte der präg-

nanten Einführungsreferate.

So kamen als Abschlussbotschaft Formu-

lierungen zustande, die in früheren ökume-

nischen Versammlungen sowie im Erklä-

rungs-Vorschlag des OeNiD schon präziser

und zielgenauer waren.

Zur Weiterarbeit

Ist mit dem Ende der Dekade und der Ver-

sammlung von Kingston das Thema Gewalt,

Frieden oder gar der Konziliare Prozess ab-

gehakt? Keineswegs!

Für Busan steht jetzt an, ein Programm zu

erarbeiten und dort zu vertreten, wie unsere

Kirchen zu Kirchen des gerechten Friedens

werden. Ob ein solches Programm wirklich

zustande kommt, hängt davon ab, wie wir in

unseren Kirchen und Gemeinden, Gruppen,

Netzen zuarbeiten, die im „Oekumenischen

Aufruf zum gerechten Frieden“ und dem

Begleitbuch – der offiziellen Arbeitsgrund-

lagen für die Konferenz in Kingston- gege-

benen Stichworte in praktische Schritte wei-

ter entwickeln, in den Gremien des OeRK

vertreten und in Busan entscheiden.

Mehr Partizipationsmöglich-
keiten nötig – Für ein klareres
prophetisches Zeugnis
Von MARTIN GÜCK

Bei der Internationalen ökumenische Frie-

denskonvokation (IöFK) in Kingston wurde

aus meiner Sicht die große Chance vertan,

eine der Dramatik der zunehmenden Be-

drohung von Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schöpfung (prozedural wie

inhaltlich) angemessene Verständigung der

ökumenischen Bewegung über das Konzept

sowie maßgebliche Schritte in Richtung eines

gerechten Friedens herbeizuführen. 

Dies lag zum einen daran, dass mit dem

„Oekumenischen Aufruf zum gerechten

Frieden“ und dessen umfangreichen „Be-

gleitdokument“ die beiden maßgeblichen

und augenscheinlich auf den kleinsten ge-

meinsamen Nenner zugeschnittenen „Posi-

tionierungen“ bereits im Vorfeld der Frie-

denskonvokation verfasst bzw. zusammen-

gestellt worden waren – von einer handverle-

senen Redaktionsgruppe bei unzureichenden

Partizipationsmöglichkeiten Dritter. Zum

anderen gab es auch in Kingston selbst für

die knapp 1000 Teilnehmenden in den

Plenarveranstaltungen keinerlei Möglichkeit,

jenseits der „offiziellen“ Agenda Akzente zu

setzen und Meinungsverschiedenheiten zu

diskutieren bzw. zu klären.

Allein die von den Teilnehmenden selbst

organisierten Workshops boten hierzu Ge-

legenheit. Aber deren Themen und Resultate

fanden kaum Eingang in den Entwurf für die

„Botschaft“ der Friedenskonvokation – was

sich eindrucksvoll an den zahllosen Verän-

derungs- und Ergänzungsanträgen der Teil-

nehmenden für die Endfassung der Botschaft

zeigte, die aber nicht annähernd berücksich-

tigt wurden. 

Die Abschlusserklärung von Kingston

kann im Blick auf das Engagement der

Oekumene für einen gerechten Frieden nur

als ein Rückschritt gewertet werden, denn
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sowohl hinsichtlich der Analyse als auch der

Handlungsempfehlungen zu den vier Haupt-

themen bleibt sie deutlich hinter früheren,

weitaus gehaltvolleren und ambitionierteren

ökumenischen Beschlussfassungen zum

Thema zurück. Im Blick auf die OeRK-Voll-

versammlung in Busan/Südkorea 2013 muss

sich hieran Grundlegendes ändern, will die

ökumenische Bewegung künftig wieder als

die prophetische Stimme wahrgenommen

werden.

Leistungen und Mutlosigkeit
Von PETER SCHÖNHÖFFER

Die Beteiligung des Volkes Gottes an der

Erstellung der „Abschlussbotschaft“ war vor

Ort im Vergleich zu den schriftlichen Rück-

meldungen zum ersten und zweiten Entwurf

der „Oekumenischen Erklärung („Call“) zu

einem gerechten Frieden“ deutlich repräsen-

tativer.

Es lohnt sich, diese im Einzelnen durch-

zugehen und auf dasjenige abzuklopfen, was

geistlich und/oder im Raum der Welt am

ehesten Impulse nach vorne auslösen könnte.

Im Abschnitt über „Friede zwischen den

Völkern“ zeigt sich eine recht vehement aus-

fallende Unterstützung des neuen Paradig-

mas vom gerechten Frieden, die erstaunlich

positiv auf das Zeugnis der historischen

Friedenskirchen rekurriert. Es wird deutlich:

Die Generalidee von „Sicherheit für alle“ soll

die seit den 1980er Jahren fast überall domi-

nierenden Konzepte „nationaler Sicherheit“

schrittweise ablösen. Die in den Experten-

konsultationen im Vorfeld vielfach themati-

sierte „responsibility to protect“ bleibt we-

gen des Widerstandes breiter Kreise eben

jener historischen Friedenskirchen und ihrer

Friedenstheologien weiter umstritten.

Insgesamt anregend und auch für das reale

Miteinander wichtig erscheint mir die Rede

von der gemeinsamen (spirituellen) Pilger-

reise Die daraus schöpfende und potenziell

zur Mitte des ökumenischen Zeugnisses ge-

hörende Verpflichtung besteht im Blick auf

„gerechten Frieden“ nicht zuletzt darin, die

viel beschworene „Kultur des Friedens“

strukturell politisch möglich zu machen und

„glokal“ dann auch nachhaltig mit aufzubau-

en.

Die Botschaft, dass ausgehend von Skla-

verei, Kolonialismus und „anschwellendem

Hass gegen den Westen“ (Jean Ziegler) der

Welt von heute eine radikal andere Vision

von einer anderen Welt präsentiert werden

muss, ist alles in allem aber auf dieser Ver-

sammlung ausgeblieben. Allzu viele Chancen

dieser Art dürfen wir als ökumenische Weg-

gemeinschaft allerdings nicht mehr verpas-

sen. Die nächsten zehn Jahre werden für die

Bewältigung der Klimakrise wohl entschei-

dend sein. Die Zeit, darüber Klartext zu

sprechen und ehrgeizig im eigenen Christus-

zeugnis zu werden ist reif.

Die „wunderbaren Beispiele“, von denen

am Ende des vierten Abschnitts gesprochen

wird, wonach Christen tatsächlich etwas be-

Erachtens viel zu wenig Aufrüttelndes und

wirklich Weiterführendes. Es wäre erhellend

gewesen, Hauptherausforderungen wie etwa

den fortwährend dramatischen Alltagsrassis-

mus, z.B. in seiner organischen Verbindung

zum neoliberalen Kapitalismus auf Welt-

ebene prominenter einzubinden. 

Auch hätte es einen Schritt nach vorne

bedeutet, gegenwärtige oder zukünftige

Streitthemen wie die Überdehnung natur-

oder hirnwissenschaftlicher Erklärungsan-

sprüche, den aggressiven Atheismus á la

Dawkins, das Menschenbild der Biotechno-

logie oder den kirchlichen Umgang mit ver-

schiedenen sexuellen Identitäten eigens her-

auszuheben und mit nachvollziehbaren

Strategien zur Identifizierung, Priorisierung

oder Weiterbearbeitung von anstehenden

Themenfeldern im Blick auf die anstehende

(entscheidungsbefugte) OeRK-Vollversamm-

lung in Busan 2013 zu versehen.

Dass die gesamte Schöpfung gewalttätig

behandelt wird und Friede mit der Erde zu

einer Illusion zu werden droht, ist dennoch

der scharfe Tenor des 10. Paragraphen. U.a.

werden Agrotreibstoffe abgelehnt und eine

Berücksichtigung der ökologischen Schuld

der Industrieländer eingefordert. Immerhin

wird dabei die „radikale Umstrukturierung

unserer wirtschaftlichen Tätigkeiten“ als

Zielperspektive genannt ... Der Abschnitt

„Friede in der Wirtschaft“ gehört, gemessen

an dem, was die ökumenische Bewegung zu

diesem Themenkreis schon hervorgebracht

hat, dann allerdings zu den tiefgreifendsten

Enttäuschungen. Außer der wohlfeilen Skan-

dalisierung von Militärbudgets und Waffen-

handel blieb kaum noch irgendetwas konkret

Fassbares oder strukturell Veränderungs-

williges übrig.

Ein Anknüpfen an die weiterführenden

Diskussionen um Modelle solidarischer Öko-

nomie, die vor Ort mit zwei grundlegenden

Workshops präsent gewesen ist, an „commo-

ning“, „peer to peer economy“ oder Post-

wachstumsgesellschaften wurde gar nicht erst

in Angriff genommen.

Ein spirituell starker Gedanke ist im vor-

letzten Abschnitt enthalten, wonach wir als

ökumenisch gesinnte Kirchen in der Nach-

folge des Menschensohnes stehen, der als

hilfloses Kind und noch immer machtloser

Märtyrer in diese Welt einging und an für

sein eigenes Lebensschicksal entscheidender

Stelle, an der er Selbstrettung hätte betreiben

können, statt dessen darauf drang, die

Schwerter beiseite zu legen, weil diese in eine

Kultur des Todes mündeten. Bleiben wir in

dieser Nachfolge, könnten wir selbst die

Mächtigen Gewaltfreiheit lehren; ein zweifel-

los spirituell heilsamer Gedanke. 

Mögen ihm mutige Taten folgen: indivi-

duell, aber hoffentlich bald auch wieder

mehr als verbindend-verbindliche Schritte in

der Gemeinschaft der Kirche(n)! Die Welt

braucht es.

Die drei vorstehenden Berichte sind redaktionell gekürzt.

Die vollständigen Fassungen finden sich unter:

www.ecunet.de/gewaltueberwinden. 

wegen konnten im Rahmen der Dekade zur

Überwindung von Gewalt, wären durch ehr-

geizige Projekte, wie sie auf der Konvokation

präsent gewesen sind - etwa die Vision einer

kompletten nuklearen Abrüstung oder eine

Selbstverpflichtung zum Aufbau solidari-

scher Ökonomien – bereits jetzt positiv zu

krönen gewesen. Solche prophetischen

Zeichenhandlungen, die sich auf weltliche

Prozesse hätten auswirken oder abfärben

können, sucht man in der politisch und sogar

pastoral recht zahm und immerzu ein wenig

zahnlos-ausgewogen daherkommenden Bot-

schaft leider vergebens.

Immerhin kulminiert der sechste Ab-

schnitt, der wie schon der „Call“ dies getan

hatte, in gelungener Weise die für alle weite-

re Glaubwürdigkeit essentielle Voraussetzung

von ernsthafter Selbstreinigung zum Aus-

gangspunkt nimmt, in einem wichtigen

Punkt, wonach man sich dagegen verwehre,

Religionen länger als Vorwand von Gewalt

zu missbrauchen.

Im achten Abschnitt erfolgt eine Anspie-

lung auf die visionäre und mutige Initiative

aus dem ökumenischen Netz in Deutsch-

land, dass Krieg (als Mittel der Fortsetzung

von Politik) geächtet werden muss. Aller-

dings ist der Vorstoß nun seines bindenden

friedenserzieherischen Umverteilungspro-

gramms entledigt und seiner völkerrecht-

lichen Verbindlichkeit anstrebenden Kompo-

nenten beraubt. So wird eine ziemlich unver-

bunden und isoliert im luftleeren Raum ste-

hende gemeinsame Langzeitbestrebung dar-

aus, die eher einer Beschwörungsformel

denn einem politisch stacheligen radikalen

Umbau-Programm nahekommt.

Leider ist der meines Erachtens wirklich

hervorstechenden, prophetisch voraus-

blickenden Rede von Canon Paul Oest-

reicher aus der anglikanischen Kirche nicht

die gleiche Reverenz wie der Rede des rus-

sisch-orthodoxen Außenamtchefs Hilarion

gezollt worden. 

Oestreicher hatte die Summe und die

anstehenden Konsequenzen eines friedens-

kirchlich engagierten Lebens an der Kathe-

drale von Coventry in die Waagschale zu

werfen versucht. Sein Beitrag hat meiner

Wahrnehmung nach leider eher symbolisch-

ausschmückend als substanzbildend Eingang

in die „final message“ gefunden. Der gesam-

te Absatz hätte an Tiefenschärfe und bibli-

scher Spur meines Erachtens noch gewon-

nen, wäre ein Standortwechsel der Kirchen

an die Seite der Armen der Frage der

umstritten bleibenden Maklerrolle in akuten

friedensgefährdenden Situationen sozusagen

wie ein Vorzeichen vor der Klammer pro-

grammatisch vorangestellt worden; eine

Position, wie sie die Weltversammlung in

Seoul in ihrer 4. Grundüberzeugung 1990

noch provozierend deutlich bezogen hatte.

Der abschließende Kurzdurchgang durch

die vier Hauptthemenbereiche der Konvo-

kation bietet für den Kundigen möglicher-

weise einige Fortschritte im Detail, jedoch

angesichts der zugespitzten Weltlage meines
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. Mittelrhein

Klimagerecht handeln

Seine Frühjahrstagung hat das Oekumeni-

sche Netz Mittelrhein am 18./19. März 2011

unter dem Motto „klima gerecht handeln“ in

Köln-Riehl gemeinsam mit der Evangeli-

schen Gemeinde am Ort gestaltet. Mitträger

waren in Köln u.a. das Katholische Bildungs-

werk, die evangelische Melanchthon-Akade-

mie und der Katholikenausschuss. Inhalte

der Tagung waren ein aktueller Bericht aus

einer der am stärksten betroffenen Regionen

unserer Erde (Bangladesh), grundlegende

theologische Reflexionen (Geiko Müller-Fah-

renholz), wissenschaftlich-ethische Motiva-

tion (Wuppertal-Institut) und exemplarische

Ohnmachtserfahrungen aus Betroffenheit

(Kamerun).

Anja Mertineit, Asienreferentin von Mise-

reor, berichtete, dass in Bangladesh die erfin-

derischen Anstrengungen der einheimischen

Bevölkerung gegen die Auswirkungen des

Klimawandels von einer bedrohlich fort-

schreitenden Versalzung der Süßwasser-

Delta-Überschwemmungsgebiete vernichtet

zu werden drohen.

Geiko Müller-Fahrenholz referierte über

theologische Herausforderungen: Dass mit

der Klimazerstörung in erster Linie eine

spirituelle Neubesinnung notwendig sei. An-

stelle der weithin gepflegten theologischen

Konzentration auf das persönliche Heil des

Menschen unter Verachtung der irdischen

Gegebenheiten sei die grundsätzliche Ver-

bundenheit des Menschen mit Schöpfung

und Schöpfer neu zu vertiefen. Der Mensch

muss sich als Maß aller Dinge verlieren, um

in der Nachfolge Jesu ein hoffnungsfrohes

und gewaltfrei kämpferisches Engagement zu

gewinnen für Gerechtigkeit und Frieden in

jeder aktuellen Beziehung.

Michael Kopatz vom Wuppertalinstitut

vermittelte grundlegende Informationen

sowie praktische Empfehlungen zu nachhalti-

gem Lebensstil, und das auf sehr ansprechen-

de Weise anhand einer Powerpoint-Show mit

vielen Bildern, so dass auch Konfirmanden

beeindruckt waren.

Sadrack Djiokou von der VEM berichtete

schließlich von seinem jüngsten Heimat-

besuch in Kamerun und der Ratlosigkeit sei-

nes Vaters angesichts des ausgebliebenen Re-

gens und der stets bedrängenden und unbe-

antworteten Frage: Was haben wir falsch

gemacht?

Am 20. Juli hat Pfr.in Ursula Thomé

(GMÖ westliches Ruhrgebiet) als Teilnehme-

rin an der Friedenskonvokation in Kingston

auf Initiative des Netzes von dieser außerge-

wöhnlichen Versammlung berichtet, und

zwar in der evangelischen Melanchthon-Aka-

demie Köln.

Zwei Tage später hat der Vorsitzende auf

Anfrage der ACK Köln den Mitgliedern der

versammelten ACK Ziele und Inhalte der

Konvokation, ihre Botschaft und den

„Oekumenischen Aufruf zum gerechten

Frieden“ vorgestellt.

Am 3. September werden wir auf Ein-

ladung des Katholischen Bildungswerks Köln

am Schöpfungstag in Koblenz teilnehmen,

der dort im Rahmen der Bundesgartenschau

von der ACK Köln gestaltet wird.

Am 14. Oktober feiert unser Netz sein

20jähriges Bestehen ab 19 Uhr im Pathpoint

Cologne, ehemals Kreuzkirche, Machabäer-

str. 26, 50668 Köln (um Anmeldung wird

gebeten).

Für unsere Frühjahrstagung 2012 haben

wir Kontakt aufgenommen mit der evangeli-

schen Gemeinde Bonn-Endenich, um mit ihr

zu lernen, wie Widerstände gegenüber nach-

haltigem und klimagerechtem Verhalten

überwunden werden und wie wir ein „hoff-

nungsfrohes und gewaltfrei kämpferisches

Engagement … gewinnen für Gerechtigkeit

und Frieden in jeder aktuellen Beziehung“

(Geiko Müller-Fahrenholz).

Kontakt: Pfr. Dieter Endemann, Domstr. 62

50668 Köln

. Westfalen

Juden, Christen und Muslime bei 
Abrahamsfest

Dem Dialog und der praktischen Koopera-

tion zwischen Juden, Christen und Musli-

men als den „abrahamitischen“ Religionen

widmet sich eine Initiative in Marl. Mit zahl-

reichen Veranstaltungen wird dort das 11.

Abrahamsfest im Zeitraum vom 18.09.–
13.12.2011 begangen.

Seit dem ersten Abrahamsfest kurz nach

dem 11. September 2001 werden bei diesem

Fest stets einbezogen:

1. Kinder: Sie besuchen sich in ihren

Stadtteilen zwischen Moscheen und Kirchen

in Verbindung mit dem Unterricht in Kirche

oder Moschee.

2. Schulen und Jugendliche: Sie lernen in

erlebnisorientierten Aktionen. So ist es zum

Beispiel bei der „Abrahams-Karawane by

night“, wo Jugendliche und Erwachsene im

Dunkeln trommelnd durch bestimmte Stadt-

teile wandern und mit Feuerkunst-Aktionen,

mit Essen und Trinken Jugendliche oder

Cliquen auf öffentlichen Plätzen aufsuchen.

In jedem Jahr besuchen 15–16 Jährige aus

drei Schulen die Synagoge – mit wichtigen

Aha-Erlebnissen.

3. Erwachsene: Sie treffen anregende, oft

„prominente“ ReferentInnen aus den drei

Religionen in Veranstaltungen, im Gespräch

miteinander und mit dem Publikum.

Und mit allen Generationen gibt es seit

2001 das Abrahams-Gastmahl im Rathaus-

Saal auf Einladung und in der Schirmherr-

schaft des Bürgermeisters/der Bürgermeis-

terin.

Warum „Abraham“? In den großartigen

Erzählungen der Thora, der Bibel und des

Koran gibt es Gemeinsames und Unter-

schiedliches. Allen gemeinsam ist Abrahams

Erkenntnis des Einen Gottes, was Kritik be-

wirkt, wenn Personen oder Systeme vergottet

und dabei Menschen versklavt werden. Als

„Freund Gottes“ und – so schlussfolgern wir

– „Freund von Menschlichkeit“ ist Abraham

der ideale Namensgeber für die Initiative.

Die Ziele der Initiative finden sich auch

wiedergegeben in dem Aufruf des Soester

Forums der Religionen und Kulturen
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„Gemeinsamer Dienst auf dem Planeten“. Er

schlägt vor, Juden, Christen, Muslime und

die Angehörigen anderer Religionen sollten

Freiwilligendienste ins Leben rufen. Insbe-

sondere Jugendlichen sollte in Workcamps

ein gemeinsamer Dienst zur „Rettung des

Lebens auf unserem Planeten“ ermöglicht

werden.

Kontakt: Pfr. Hartmut Dreier, Schumannstr. 6

45772 Marl, Tel.: 0 23 65/4 20 76

Ausstieg aus der Kernenergie
als Vorbild

Ist der deutsche Ausstieg aus der Kernener-

gie ein riskanter Sonderweg oder ein über-

zeugendes Vorbild für alle anderen Länder,

die nach Fukushima zu einer Neubewertung

von Kosten und Risiken des Atomstroms

gelangt sind?

Die Solidarische Kirche unterstützt unter

dieser Fragestellung eine Tschernobylausstel-

lung des Internationalen Bildungs- und Be-

gegnungswerkes. Sie wird eröffnet mit einem

Zeitzeugen (Liquidator) und einem Vortrag

von Prof. Dr. Peter Hennicke, bis 2008 Prä-

sident des Wuppertalinstituts. Die Veranstal-

tung befasst sich mit der Energiewende nach

Fukushima. Sie geht Überlegungen nach, ob

es sich hier um einen deutschen Sonderweg

oder um ein Vorbild für andere handelt.

Deutschland befindet sich in einer histo-

risch einmaligen Schlüsselrolle, um zu de-

monstrieren: ein geordneter Umstieg in eine

klimaverträgliches Energiesystem ohne Atom

und ohne Öl erbringt ökonomische und ge-

sellschaftliche Vorteile. Eine „Energiewen-

de“ ist mehr als der Atomausstieg. Forcierter

Klima- und Ressourcenschutz, eine nachhal-

tige Bau- und Verkehrspolitik, und die De-

mokratisierung der Energieversorgung sind

jetzt möglich. Der angebliche deutsche Son-

derweg kann zur Startrampe für den welt-

weiten ökologischen Umbau des Energie-

systems werden. Die Katastrophen von

Tschernobyl und der diesjährigen in Fuku-

shima können den paradigmatischen Wende-

punkt für die Energiewirtschaft markieren.

Eine Solarenergiewirtschaft, ohne Uran und

Öl, nimmt jetzt Konturen an.

Die Reaktorkatastrophe im Atomkraft-

werk Tschernobyl liegt gerade 25 Jahre zu-

rück. In Belarus, der Ukraine und Westruss-

land wurde eine Fläche von 150 000 km2 auf

lange Zeit radioaktiv belastet. Heute leben

immer noch fünf Millionen Menschen in den

kontaminierten Gebieten.

Die Wanderausstellung „Menschen – Orte

– Solidarität“, die vom 6.11.–11.11.2011
zunächst in der Stadtakademie Bochum und

dann in mehr als 30 Städten in Deutschland,

Österreich und den Niederlanden gezeigt

wird, will das Ausmaß dieser Katastrophe

erneut sichtbar machen. Der Reaktorunfall

und die gesundheitlichen, sozialen und öko-

logischen Folgen von Tschernobyl werden

dabei ebenso beleuchtet wie das Schicksal

von Hunderttausenden von Katastrophen-

helfern und Umsiedlern, deren Leben sich

„Sehr geehrter Herr Ministerpräsident
Kretschmann,

‚Ehre sei Gott und Frieden auf Erden‘ war
das Thema der Internationalen Oekumeni-
schen Friedenskonvokation (IÖFK) vom 17.
bis 25. Mai 2011 in Kingston/Jamaika. An
dieser Konferenz des Oekumenischen Rates
der Kirchen nahmen 1000 Delegierte aus aller
Welt teil. Die 14 württembergischen Teilnehm-
enden schicken Ihnen diesen Gruß. [...]

Die konkrete Umsetzung von Frieden in
vier Bereichen wurde hier diskutiert und dar-
aus ergeben sich aus unserer Sicht folgende
Perspektiven [...]:
1. Frieden in der Gemeinschaft:
In Schule und LehrerInnenbildung kann
Erziehung zum Frieden das Leitmotiv wer-
den. Dem widerspricht der Kooperationsver-
trag der Landesregierung mit der Bundes-
wehr.
2. Frieden in der Wirtschaft:
Bei der öffentlichen Beschaffung von Materi-
alien und beim Umgang mit Geldanlagen
sind soziale und ökologische („ökofaire“)
Kriterien die Voraussetzung für ein Wirt-
schaften, das allen Menschen dient.
3. Frieden mit der Erde:
Delegierte aus aller Welt sehen zum konse-
quenten und unumkehrbaren Atomausstieg
sowie zur endgültigen Abschaffung sämtlicher
Atomwaffen keine Alternative.
4. Frieden zwischen den Völkern:
Eine Unterstützung des Landes für Rüs-
tungsfirmen bei der Umstellung auf zivile
Produktion erleichtert den Umstieg. [...]

Wir wünschen eine menschennahe und
gesegnete Regierungsarbeit.“

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Eberhard Müller, Sylvia Dieter, Reinhard Hauff, 

Rainer Lang, Ruth Rapp, Dr. Birgit Rommel, Gitta

Klein, Marliese Walz, Dr. Hélène Eichrodt-Kessel, Julia

Früh, Silke Stürmer, Stefan Adam, Monika Lude

Initiative zur Rüstungskonversion
geplant

Dazu will die Kirche Gespräche mit Firmen

in Württemberg führen und diese beraten,

wie sie von der Waffenproduktion auf die

Herstellung ziviler Produkte umstellen kön-

nen, kündigte Oberkirchenrat Dr. Ulrich

Heckel an. „Wir wollen das Thema Rüs-

tungsindustrie und Rüstungsexporte ange-

hen“, sagte Heckel auch im Blick auf die

aktuelle Debatte um den Export deutscher

Panzer nach Saudi-Arabien“, meldet epd am

10.07.2011.

OKR Heckel gab die geplante Initiative sei-

ner Kirche bei einer Auswertungstagung zur

„Internationalen ökumenischen Friedens-

konvokation“ bekannt.

Von den über 50 Teilnehmern der Tagung

wurde der Vorstoß der Landeskirche be-

grüßt.

Dr. Heckel sagte laut epd, es gehe ihm um

konkretes Umsteuern in der Wirtschaft und

nicht um eine Fundamentaldiskussion. Er

meinte, dass es durchaus Waffen gebe, die

mit der Reaktorkatastrophe am 26. April

1986 für immer verändert hat. 

Die Ausstellung wird von Zeitzeugen

begleitet, die in Gesprächen von ihren per-

sönlichen Erfahrungen aus den Tagen und

Monaten nach dem Super-Gau berichten.

Kontakt: Solidarische Kirche Westfalen/Lippe

c/o Michael Nelson (Geschäftsführer)

58730 Fröndenberg, Graf-Adolf-Str. 61

Tel.: 0 2373/176 88 35, muhr-nelson@freenet.de

. Bayern

Wirtschaften im Dienste des Lebens – 
Bausteine einer am Gemeinwohl orien-
tierten Oekonomie

Im Aufruf des ökumenischen Bekenntnis-

prozesses „Wirtschaften im Dienste des

Lebens“ aus dem Jahre 2002 heißt es: „Das

Evangelium verspricht Leben in Fülle für alle

Menschen und die ganze Schöpfung (Joh

10,10). Geleitet von dieser Vision erstreben

wir eine Wirtschaft im Dienst des Lebens.

Märkte und Geld sollten den Austausch von

Gütern ermöglichen. um menschliche Be-

dürfnisse zu befriedigen und zum Ausbau

der menschlichen Gemeinschaft beizutra-

gen“.

Aber ist diese Aufforderung nicht zu hoch

gegriffen?

Damit beschäftigt sich der Studientag des

Oekumenischen Netzes Bayern am Samstag,

dem 24. September 2011 von 10.00 bis

16.00 Uhr im Kirchenzentrum des Olympia-

dorfes, Helene-Mayer-Ring 25.

Dipl. Kaufmann und Wirtschaftsgeograph

Martin Schmidt-Bredow stellt sein Referat

unter den Titel „Damit Geld dient und nicht

regiert“, KR Christoph Flad und Prof. Walter

Ulbrich untersuchen, was es heißt biblisch

wirtschaften. Drei Arbeitsgruppen geben

praktische Anregungen, wie man dem Mo-

loch „Kapitalismus“ ein Schnippchen schla-

gen kann. GUDRUN SCHNEEWEISS

Kontakt und Anmeldung: Okumenisches Netz Bayern

Hans Harald Willberg, Mühlbachweg 13

90559 Burgthann, Tel.: 0 9183/95 00 39

HHWillberg@CompuServe.com 

. Württemberg

Botschaft aus Kingston an 
Ministerpräsident Kretschmann

Die württembergische Besuchergruppe bei
der Friedenskonvokation schrieb aus Ja-
maika einen Brief an den neuen Minister-
präsidenten von Baden-Württemberg. Er
fasst die wesentlichen Ergebnisse sehr
dicht zusammen.
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land (EKD), die Forschungsstätte der Evan-

gelischen Studiengemeinschaft Heidelberg

(FEST) und das Nordelbische Missionszen-

trum (NMZ). Aus der Katholischen Kirche

ist bisher das Bischöfliche Hilfswerk Misere-

or beteiligt.

Die „Klima-Kollekte“ zielt darauf ab,

Organisationen, Gemeinden und Einzel-

personen aus dem kirchlichen Bereich und

darüber hinaus neu und verstärkt für den

Ausgleich ihrer unvermeidbaren CO2-Emis-

sionen zu gewinnen.

Die „Klima-Kollekte“ wurde als gemein-

nützige GmbH mit juristischem Sitz bei der

FEST in Heidelberg gegründet. Zum 1. Ja-

nuar 2011 hat die Geschäftsstelle beim EED

in Bonn ihre Arbeit aufgenommen.

Kontakt: „Klima-Kollekte“ – Kirchlicher Kompensations-

fonds gGmbH, Ulrich-von-Hassell-Str. 76, 53123 Bonn

Tel.: 02 28/8101-23 31, info@klima-kollekte.de

. Oekumenisches Netz
in Deutschland

Solidarische Oekonomie

Inhaltlicher Schwerpunkt der Jahresver-

sammlung des Oekumenischen Netzes in

Deutschland vom 21.–23. Oktober 2011 in

Berlin im Gemeindehaus der Bartholomäus-

gemeinde, Friedensstr. 1, nahe Alexander-

platz wird sein, das Ergebnis der dreijährigen

Arbeit der „Akademie auf Zeit: Solidarische

Oekonomie“ zur Kenntnis nehmen, mit

Fachleuten zu diskutieren und zusammen

mit Fachgruppen und -organisationen der

alternativen Oekonomie die gemeinsame

Weiterarbeit abzusprechen.

Das OeNiD trifft sich am Freitag 15 Uhr

als OeNiD-Jahresversammlung: Vorstellung

neuer Gruppen, gegenseitige Berichte, Pro-

jekte, Finanzen, Effektivierung der Arbeit,

Neuwahl des Kooperationsrates. Die Kosten

für die Teilnahme betragen 30,– EUR, darin

enthalten ist das Mittagessen am Samstag,

eine Übernachtung kann vermittelt werden

für 20,– EUR pro Nacht.

Kontakt: Michael Held, Simon-Haune-Str. 15 

36251 Bad Hersfeld, Tel.: 0 66 21/62 0186

A-P-S@gmx.de

. Akademie Solidarische
Oekonomie

Kapitalismus und dann? 
Perspektiven eines Systemwandels

Mit dieser Tagung werden die bisherigen

Arbeitsergebnisse der Akademie Solidarische

Oekonomie einer interessierten Öffentlich-

keit vorgestellt und mit Fachleuten disku-

tiert. Diese Tagung ist offen und wendet sich

an Menschen, die nach einer alternativen,

nicht kapitalistischen Oekonomie und dem

damit verbundenen notwendigen System-

wandel fragen. Sie beginnt am Samstag,

22.10.2011 mit der Vorstellung von Grund-

thesen „Richtungsentwurf einer Solidari-

schen Oekonomie“ und zentralen Bausteinen

einer solidarischen Oekonomie.  Dazu folgen

Außenreflexionen zu den inhaltlichen Ansät-

zen der Akademiearbeit durch Experten

(Christian Felber, Nico Paech, Ulrich Duch-

row, Silke Helfrich, Peter Lanzet). Thema-

tischen Gruppen diskutieren u.a.  Wachs-

tum, Menschenbild und theologische Leit-

bilder und Kirche sowie eine solidarische

Oekonomie als globale Bewegung.

Am Sonntag widmet sich ein Vortrag den

Möglichkeiten der Transformation zu einer

postkapitalistischen Oekonomie gefolgt von

einer Podiumsdiskussion zu „Transforma-

tionsstrategien“.

Die Akademie auf Zeit Solidarische Oeko-

nomie wurde auf Initiative des Oekume-

nischen Netzes in Deutschland im Juni 2008

für zunächst zwei Jahre gegründet. Sie befin-

det sich in Trägerschaft der Stiftung

Oekumene.

Sie versteht sich als eine Arbeitsgemein-

schaft, in der Vertreter sozialer Bewegungen,

Wissenschaftler und engagierte Persönlich-

keiten an Leitvorstellungen und Modellen

einer alternativen Oekonomie arbeiten, diese

in den öffentlichen Diskurs einbringen und

konkrete Ansätze und Projekte unterstützen

wollen. Die Tagung findet statt in den Ge-

meinderäumen der Bartholomäusgemeinde

in 10249 Berlin, Friedenstr. 1.

Kontakt: Norbert Bernholt, Wacholderweg 28

37079 Göttingen, Tel.: 05 51/643 54

nbernholt@t-online.de

www.akademie-solidarische-oekonomie.de

. Kairos Europa

Brauchen wir Wachstum – 
und wenn ja, welches?
Oeko-soziale Transformation 
in Nord und Süd

Der Wachstumsdiskussion widmet sich

Kairos Europa auf einer Tagung. Einen

Einstiegsbeitrag liefert Niko Paech, Professor

aus Oldenburg, zu „,Postwachstumsöko-

nomie‘ versus ,Green Growth‘: Die Debatte

um die Zukunft des Wachstums in den

notwendig seien, zum Beispiel für die Po-

lizei. Der Friedensbeauftragte der Landes-

kirche, Pfr. Ulrich Schmitthenner, erinnerte

an die vor zwei Jahren verabschiedete „Birk-

acher Erklärung“ zur Ächtung von Waffen-

exporten. Der Theologe bedauerte, dass die

Landessynode sich mit der Erklärung noch

nicht befasst habe.

Die Tagung wurde veranstaltet in Koope-

ration u.a. mit dem Oekumenischen Netz

Württemberg.

Kontakt: Oekumenisches Netz Württemberg

Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

74348 Lauffen am Neckar, Tel.: 0 7133/210 68

. ACK

Oekumenischer Schöpfungstag

Zur bundesweiten Feier des ökumenischen

Schöpfungstags lädt die Arbeitsgemeinschaft

christlicher Kirchen (ACK) in Deutschland

am 2. September nach Berlin ein. Sie findet

unter dem Motto: „Bei dir, Gott, ist die

Quelle des Lebens“ um 17 Uhr in der Heilig-

Kreuz-Kirche in Kreuzberg statt.

Die Predigt des Festgottesdienstes hält Dr.

Fernando Enns, mennonitischer Professor

für Friedenstheologie/Universität Amster-

dam.

Im Anschluss daran spricht der ehemalige

Bundesumweltminister Klaus Töpfer.

Musikalisch gestaltet wird der Gottesdienst

von „St. Kisito“ – dem Chor der Katholi-

schen Französischsprachigen Gemeinde in

Berlin und vom Bläserkreis des Posaunen-

dienstes in der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg. Ebenfalls mit dabei ist die

Sängerin Sarah Kaiser.

www.schoepfungstag.info

Kontakt: ACK Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen

in Deutschland e.V., Oekumenische Centrale

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt am Main

Tel.: 0 69/24 70 27-0, Fax: -30, info@ack-oec.de 

CO2-Kompensationsfonds christlicher 
Kirchen in Deutschland

Die „Klima-Kollekte“ ist ein CO2-Kompensa-

tionsfonds christlicher Kirchen in Deutsch-

land. Sie versteht sich als kirchliche Ergän-

zung zu bereits bestehenden Ausgleichs-

angeboten. Seine Besonderheit ist, dass der

Ausgleich von CO2-Emissionen durch Klima-

schutzprojekte kirchlicher Organisationen

oder ihrer Partner in Entwicklungsländern

und Osteuropa geschieht. Die „Klima-Kol-

lekte“ profitiert von ihrer Anbindung an die

Kirchen: So kann sie langjährige, gleichbe-

rechtigte Beziehungen zu Projektpartnern in

den Entwicklungsländern und in Osteuropa

nutzen.

Gründungsmitglieder sind „Brot für die

Welt“, der Evangelische Entwicklungsdienst

(EED), die Evangelische Kirche in Deutsch-
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Ländern des Nordens“. Ihm folgt der

Politikwissenschaftler und Attac-Sprecher

Alexis J. Passadakis über „,Low carbon deve-

lopment‘ versus ,Recht auf Wachstum‘: Die

Debatte um die Zukunft des Wachstums in

den Ländern des Südens“

Der Befreiungstheologe Franz-J. Hinke-

lammert aus San José spricht über „Wachs-

tumszwang als ,tötendes Gesetz‘ aus philo-

sophischer und befreiungstheologischer Per-

spektive“.

Anschließend befassen sich Arbeitsgrup-

pen mit inhaltlichen wie strategischen

Herausforderungen aus der „Wachstums-

problematik“ für das zivilgesellschaftliche

Engagement.

Auf einem Podium zur Frage „Brauchen

wir Wachstum – und wenn ja, welches? Op-

tionen aus der Perspektive von Politik und

Sozialer Bewegung“ diskutieren Barbara

Unmüßig, Heinrich-Böll-Stiftung, Andrea

Ypsilanti, Institut Solidarische Moderne,

Michael Brie, Institut für Gesellschafts-

analyse und Alexis J. Passadakis, Attac.

Moderiert wird die Runde von Ulrich

Duchrow.

Im Plenum soll überlegt werden, welche

Schlussfolgerungen sich für soziale Bewe-

gungen ergeben können.

Der sonntäglichen AGAPE-Feier folgen

Gesprächsgruppen über „Das Subjekt jen-

seits des Wachstumsglaubens“ sowie „Die

wundersame Brotvermehrung“.

Der Unkostenbeitrag für die Tagung vom

30.9.–2.10.2011 beläuft sich auf 20,– EUR

Mahlzeiten dasselbe, Hotelunterkunft kann

günstig angeboten werden.

Veranstaltungsort ist das Oekumenische

Bildungszentrum „Sanctclara“ in Mann-

heim.

Kontakt: Kairos Europa, Martin Gück

Tel.: 0 62 21/7160 05, gueck@kairoseuropa.de

. Plädoyer für eine 
ökumenische Zukunft

Gerechter Frieden bleibt langfristige 
Aufgabe

Das PLÄDOYER für eine ökumenische Zu-

kunft engagiert sich bei der Weiterarbeit am

Thema „gerechter Frieden“. Doch leider

musste heuer zum ersten Mal eine „Oeku-

menische Sommeruniversität“ abgesagt wer-

den, weil bis zum Stichtag nicht genügend

Anmeldungen eingetroffen waren. Eine der

Ursachen war wohl die schlechte Bewertung,

sche und politische Initiativen verändern.

Wir sehen die gegenseitige christliche Ver-

antwortung, zusammen auf eine kreative

Beziehung zwischen Erde und Menschheit

hin zu arbeiten. Die „Theologie des Genug-

Habens“ ist Ausdruck dessen und steht im

Widerspruch zur Anthropologie des kon-

sumorientierten Menschen („persona con-

sumans“).

An Beispielen von modernen schwedi-

schen Kirchenliedern wurde bei der Zusam-

menkunft vom 4.–8. Mai 2011 deutlich, dass

selbst Theologien mit integrierten Symbo-

len, die traditionsgemäß den Frauen zuge-

schrieben werden (Natur, Chaos, Dunkel-

heit), oft in androzentrischen Tendenzen

stecken bleiben, indem sie den Männern

zugeordnete Symbole an erste Stelle stellen

(Kultur, Kosmos, Licht).

Im Oekumenischen Forum Christlicher

Frauen Europa (ÖFCFE) finden sich Frauen

aus 29 europäischen Ländern zum Erfahr-

ungs- und Ideenaustausch zusammen. Ziel

ist eine Kirche, in der die Verantwortung

zwischen Frauen und Männern, zwischen

jung und alt geteilt wird.

Kontakt: Dr. Elisabeth Bücking

Saalenbergstr. 7, 79294 Sölden

. Oekumenische
Friedensgebetsgruppen

Von der Geißel des Krieges befreien – 
Kirche als Friedensbewegung Gottes
auf Erden

Beim 16. bundesweiten Vernetzungstref-

fen mit Pfr. Christian Führer von 9.–11. Sep-
tember 2011 in Schorndorf wollen die

Oekumenischen Friedensgebetsgruppen an-

knüpfen an den ökumenischen Aufruf zum

Gerechten Frieden in Jamaika im Mai 2011.

Ca. 70 VertreterInnen von Friedensgebets-

gruppen aus Ost, West, Süd und dem

Norden der Bundesrepublik haben sich bis-

lang angemeldet.

Acht Arbeitsgruppen werden die Themen-

bereiche Frieden in der Gemeinschaft, mit

der Erde, in der Wirtschaft und zwischen

den Völkern im Hinblick auf nun anstehen-

de Arbeitsfelder bearbeiten. Die vorbereiten-

de Gruppe, das Schorndorfer „Oekumeni-

sche Montagsgebet für den Frieden in der

Welt“, hegt dabei die Erwartung, dass kon-

krete Schritte in Sachen Überwindung des

Militärwesens im 21. Jahrhundert, Waffenex-

port, Militärseelsorge und Friedensethik,

Friedenserziehung, wirtschaftliches Wachs-

tum und Klimawandel konkret in Kirchenge-

meinden in einer Abschlusserklärung be-

nannt werden. Diese Schorndorfer Erklärung

wird sich an Friedensgebetsgruppen, Frie-

densinitiativen, Kirchengemeinden, Kirchen-

leitungen und an Adressaten aller relevanten

politischen Ebenen wenden. Zudem soll

die die Internationale ökumenische Friedens-

konvokation (IöFK) in Jamaika von vielen

Teilnehmenden erhalten hatte. Die Sommer-

akademie wollte ja IÖFK-Ergebnisse in den

deutschen Kontext umsetzen.

Das PLÄDOYER lässt sich aber nicht ent-

mutigen. Den gerechten Frieden ins Zen-

trum kirchlicher Verkündigung und Praxis zu

rücken, bleibt eine langfristige Aufgabe. Die

Initiative hofft, dass bei der OERK-Vollver-

sammlung im Oktober 2013 konkrete Be-

schlüsse gefasst werden, auch zum gegenwär-

tigen Schwerpunktthema des PLÄDOYER

und vieler anderer ökumenischer Initiativen,

der Klimagerechtigkeit.

Derzeit wird die Jahrestagung 2012

geplant, die vom 3.–5. Februar kommenden

Jahres im Oekumenischen Bildungszentrum

Sanctclara in Mannheim stattfinden wird.

Dabei soll eine Verbindung hergestellt wer-

den zwischen Kingston/Jamaika und Bu-

san/Korea mit dem Thema: Klimagerechtig-

keit – Auf dem Weg nach Busan.

Kontakt: Pfr. Werner Gebert

PLÄDOYER-Geschäftsführer, Banweg 14

72131 Ofterdingen, Tel.: 0 74 73/95 98 98

Fax: -95 98 94, euw.gebert@t-online.de

. Oekumenisches Forum
Christlicher Frauen in Europa

Nicht verschwenden – teilen

Dem Thema „Schöpfung und Ökologie“

widmete sich ein OeFCFE-Seminar in St. Pe-

tersburg. Die biblischen Geschichten über

die Schöpfung der Welt, ihre jeweiligen In-

terpretationen in der Kirchengeschichte und

die Folgen daraus für die Beziehungen zwi-

schen Gott und Schöpfung, der Menschheit

und Schöpfung, sowie zwischen Mann und

Frau wurden von den verschiedenen konfes-

sionellen Blickwinkeln und Disziplinen her

diskutiert. Fünfundzwanzig Frauen nahmen

als Vertreterinnen von neun Ländern daran

teil.

Das hebräische Wort „bara“ in 1. Mose 1,1

wurde nach Lesart und Theologie analysiert.

Es bedeutet eher „Räume eröffnen“ und

nicht so sehr „erschaffen“. Die Bewahrung

der Schöpfung ist ein klarer Auftrag, den

Gott den Menschen stellt. Wenn wir die

Zerstörung der Umwelt zulassen, dann zer-

stören wir unseren Weg zu Gott und werden

nie erreichen, in Harmonie mit der gesamten

Schöpfung zu leben. Die Welt wurde er-

schaffen, in dem Räume für neue Entwick-

lungen, Beziehungen und Gedanken eröffnet

wurden und werden. Somit ist die Schöp-

fung nicht eine einzige Tat, sondern eine

kontinuierliche Handlung.

Tagtäglich sind wir dazu berufen, Räume

zu eröffnen und frei zu lassen, um den

Schöpfungsakt fortzusetzen, indem wir

unser Verhalten durch praktische, erzieheri-
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anlässlich des 11.09.01 / 10 Jahre World

Trade Center eine gemeinsame Entschlie-

ßung von Schorndorfer Christen und Mus-

limen an der Staffel der Stadtkirche im Bei-

sein von kommunalen Repräsentanten öf-

fentlich verlesen werden.

Kontakt: Schorndorfer „Montagsgebet für den Frieden

in der Welt“, Hans-Martin Tramer, Bismarckstr. 13

73614 Schorndorf, HMTramer@t-online.de

. Versöhnungsbund

Kairos Palästina neu

Im Dezember 2009 veröffentlichten namhaf-

te Kirchenführer verschiedenster christlicher

Kirchen in Palästina ein gemeinsames Kon-

sens-Dokument zum palästinensisch-israeli-

schen Konflikt, das seither in viele Sprachen

übersetzt und vom Oekumenischen Rat der

Kirchen in Genf weltweit verbreitet, eine

große Wirkung entfaltet. Unter dem Titel

„Kairos-Dokument“ wurde es bekannt –

und sollte bewusst an das „Kairos-Doku-

ment“ der südafrikanischen Kirchen aus dem

Jahre 1985 erinnern, das seinerzeit bei der

Überwindung der Apartheid eine enorme

Rolle gespielt hatte.

Im Rahmen seiner Nah-Ostarbeit hat der

Deutsche Zweig des Internationalen Ver-

söhnungsbundes das Dokument als 12-seiti-

ges Heft neu veröffentlicht mit einer Liste

von Arbeitsvorschlägen für die aktive Aus-

einandersetzung mit dem Thema. Das

Dokument gibt es einzeln oder als Klassen-

satz gegen Spende.

Kontakt: Versöhnungsbund e.V., Holger Klee

Schwarzer Weg 8, 32423 Minden, Fax: 0571/829 23 87

vb@versoehnungsbund.de

. IKvu

Sölle-Preis für Flüchtlingspastorin

„So etwas sind wir nicht gewohnt. Nor-

malerweise stoßen wir mit unserer Arbeit

eher auf meckrige Beamte und erboste

Innenpolitiker.“ Dankbar und erstaunt

zugleich reagierte die Hamburger Pastorin

Fanny Dethloff mit diesen Worten, als sie auf

dem Evangelischen Kirchentag in Dresden

im überfüllten „Eventwerk“ mit „Standing

Ovations“ gefeiert wurde. Anlass war die

erstmalige Verleihung des „Dorothee Sölle-

Preis für aufrechten Gang“, mit dem das

Oekumenische Netzwerk Initiative Kirche

von unten (IKvu) sie als erste Preisträgerin

für ihr Wirken als Beauftragte für Menschen-

rechte und Flüchtlinge der Nordelbischen

Kirche in Hamburg und Bundesvorsitzende

der Oekumenischen Bundesarbeitsgemein-

schaft Asyl in der Kirche e.V würdigte.

Fulbert Steffensky, Theologe und Ehemann

von Dorothee Sölle (geb. 1929, gest. 2003),

bekundete: „Es freut mich sehr, dass Fanny

diesen ersten Preis bekommt. Es freut mich

für sie, und es freut mich für die Sache, für

die sie steht. Sie ist ja so leidenschaftlich,

lebendig und frech, wie Dorothee es war.“

Fanny Dethloff setzt sich seit vielen Jahren

für Flüchtlinge, für illegalisierte Menschen,

für Menschen in der Abschiebehaft und für

ein umfassendes Bleiberecht ein. Sie skanda-

lisiert die menschenrechtswidrigen Zustände

an den EU-Außengrenzen und organisiert

Kontakte und Strukturen der Hilfe für

Flüchtlinge im europäischen Kontext. Ihre

Arbeit reflektiert sie in liturgischen Texten

und Vorträgen. So war Fanny Dethloff zum

wiederholten Mal auf Malta, um sich dort im

Kontakt mit maltesischen Flüchtlingsgrup-

pen über die prekäre Situation an den

Außengrenzen der EU zu informieren. Ihr

Fazit: „Das unsinnige Dublin II-Verfahren,

nach dem der Aufnahmestaat für die Durch-

führung eines Asylgesuchs zuständig ist, ent-

würdigt den Inselstaat Malta zum Ausführ-

ungsorgan der unmenschlichen Flüchtlings-

politik der EU. Das Ergebnis sind selbstmör-

derische Fluchtmethoden – vor allem auf

Kosten von verwundbaren Flüchtlingen:

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge,

schwangere Frauen, Frauen mit Kindern.

Doch um als Europa überlebensfähig zu

bleiben, brauchen wir stattdessen eine offe-

ne, aufnahmebereite Gesellschaft, die allen

populistischen anti-migrantischen Hetzern

zum Trotz an den Werten Europas festhält.“ 

Laudator bei der Preisverleihung war Dr.

Uwe- Karsten Plisch, Theologischer Referent

der Evangelischen StudentInnengemeinde in

Deutschland (ESG) und Mitglied im Lei-

tungsteam der IKvu. Er beschrieb die 52jäh-

rige geschiedene Mutter dreier erwachsener

Kinder, die in einer WG im Migrantenviertel

Hamburg-Horn lebt, als eine „Powerfrau“,

die um der guten Sache willen „auch

unheimlich nerven kann.“ Was sie wohl auch

gerne tut, wenn man sich ihr Lebensmotto

zu Gemüte führt: „Bete wild und gefähr-

lich!“ Und auch dieses von ihr mit Blick auf

Jesus und seine Botschaft hört: Der Blick in

die Krippe sei kein heimeliger Kitsch für

ruhige Abende, sondern der radikale

Perspektivenwechsel auf Opfer. Und: „An

den Orten der Ohnmacht auszuhalten, das

kann bedeuten, seine Spiritualität zu finden.

Das kann heilsam sein und herrschende

Strukturen durchbrechen.“ In diesem Sinne

ist Fanny Dethloff eine würdige Trägerin des

undotierten Preises, mit dem die IKvu an die

evangelische Theologin Dorothee Sölle

erinnert, die als radikale Friedensaktivistin,

als Kapitalismus- und Wohlstandskritikerin

oft quer zu ihrer Kirche stand. „Sie hat nie

einen religiösen Satz gedacht oder gesagt,

den sie nicht auch abgetastet hätte nach sei-

nen politischen Konsequenzen“, beschrieb

Fulbert Steffensky einmal den Ansatz von

Dorothee Sölle. Darin wurde sie zu einer

wichtigen Inspiratorin der „Kirche von

unten“.

Kontakt: Pfr. Wolf Gunter Brügmann-Friedeborn

Sprecher der IKvu, Am Ebelfeld 268

60488 Frankfurt a. M., Tel.: 0 69/9764 0193

. Pax Christi

Rüstungsexport

Die Exporte von Kriegswaffen und Rüs-

tungsgütern weisen kontinuierlich steigende

Werte auf. U-Boote und Kriegsschiffe,

Kampfjets und Militärhubschrauber, Panzer

und Raketenwerfer, Sturmgewehre und

Maschinenpistolen, Lizenzen zur Waffen-

produktion und ganze Rüstungsfabriken

werden ausgeliefert. Zu den Empfängern

zählen auch Diktaturen und autoritäre

Regime in Afrika, Asien, Lateinamerika und

Europa, die die Menschenrechte mit Füßen

treten. Deutschland ist der größte Waffen-

exporteur Europas und liegt hinter den USA

und Russland weltweit an dritter Stelle der

Waffenlieferanten.

Ein Zeuge aus Angola

Was das für die Menschen in den Empfän-

gerländern bedeutet, will Pax Christi am Bei-

spiel einiger Länder des südlichen Afrikas mit

einer Veranstaltungsreihe deutlich machen.

Die katholische Friedensorganisation konnte

dafür Emanuel Matondo gewinnen. Er arbei-

tet seit Jahren zu Themen wie Krieg, Militär,

Rüstungsexporte, Korruption und den sich

in den Gesellschaften des südlichen Afrikas

dagegen entwickelnden Widerstand. Ema-

nuel Matondo ist Bewegungsarbeiter, Jour-

nalist und Aktiver der Angolanischen Anti-

militaristischen Menschenrechtsinitiative.

Die Veranstaltungsreihe wird gemeinsam

durchgeführt von Connection e.V., der In-

formationsstelle Südliches Afrika e.V. und

der „Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffen-

handel“.

Kontakt: Pax Christi, Generalsekretärin 

Christine Hoffmann, Hedwigkirchstr. 3, 10117 Berlin

Tel.: 0 30/20 0767 80, www.paxchristi.de

sekretariat@paxchristi.de 
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume-

nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Greifswalder Str. 33 a, D-10405 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 28 9111

Fax: 0 30 / 4 28 9112

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Tel.: 0175/9 09 32 89

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld

Tel.: 0 66 21/62 0186

Fax: 0 66 21/6 56 45

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer

Am Kirchhofe 4a

D-30952 Ronnenburg

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Referat Konziliarer Prozess

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32/6715-0

Fax: 0 62 32/6715-67

info@frieden-umwelt-pfalz.de

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Cloos

Löhrstr. 51, D-56068 Koblenz

www.oekumenisches-netz.de

Rheinland
Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

OekumNetzMittelrhein@t-online.de 

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Haugg, Mozartstr. 9

D-45578 Mühlheim a.d. Ruhr 

soki.rheinland@geonet.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Leibnizstr. 4

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60

oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Horst Hoffmann, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-73

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer

Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg

Tel.: 0 2373 /176 88 35

muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

D-74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld 

Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: -6 56 45

A-P-S@gmx.de
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